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Was bringen die neuen „Richtlinien” vom 22. 4. 19252“ 


Von Aſſeſſor Baumgarten. 


. es kurz zu ſagen: Keine weſentlichen Ande— 
rungen gegenüber dem vorjährigen Zuſtande! 
Vor allem iſt der hauptſächlichſte Punkt, die Höhe 
der Hauszinsſteuerhypothek, nicht geändert 


worden. Es bleibt aljo bei der in den vorjährigen 
Richtlinien feſtgeſetzten Normalgrenze von 


3000 Mark je Wohnung und bei der Höchſtgrenze 
von 5000 Mark. Auch die Beſtimmung, daß der 
F 4000 Mark nicht überſteigen 
darf, iſt beibehalten worden. Eine Verſchärfung 
enthalten die neuen Richtlinien inſofern, als jetzt 
die Hypothek nur noch bis zu ¼ des vollen 
Bauwerkes des Hauſes ausſchließlich Grund und 
Boden oder bis zu 60% des Bau- und Poden- 
wertes gehen darf. Andererſeits iſt eine gewiſſe 
Verbeſſerung inſofern zu verzeichnen, als für 
kinderreiche Familien (Familien mit 4 und mehr 
Kindern) Zuſatzhypotheken bis zu / des 
normalen Hypothekenbetrages gewährt werden 
dürfen. Dieſe Zuſatzhypotheken ſind allerdings 
mit 4% jährlich Zu verzinſen und nach 5 Jahren 
real Ferner iſt ein Fortſchritt inſofern 
zu verzeichnen, als die Herabſetzung des Zinsfußes 
für die Hauszinsſteuerhypotheken auf 1% jähr⸗ 
lich, die bisher dem freien Ermeſſen der Ge— 
meinden bezw. Gemeindeverbände überlaſſen war, 


jetzt in allen Fällen eintreten ſoll, wo der 
normale Zinsfuß von 3% jährlich eine zu hohe 


jährliche Belaſtung im Vergleich zu den Altmieten 
ergeben würde. Im übrigen iſt noch beſtimmt 
worden, daß der Bauherr ſich mit Genehmigung 
des Hypothekengebers durch freiwillige Rück⸗ 
zahlung des Hypothekenbetrages nebſt mindeſtens 
6% Zinſen vom Auszahlungstage ab von ſämt⸗ 
lichen Verpflichtungen, insbeſondere auch von der 


Richtlinien für die Verwendung des für die Neu⸗ 
audit beſtimmten Anteils am Haus szinsſteuerauf⸗ 
kommen vom 22. 4. 1925 (abgedruckt in Heft 4 Jahrg. 6 
S. 162 f.). ; 


dinglichen Sicherung, befreien kann. Schließlich 
ijt eine Verbeſſerung auch inſofern angeſtrebt 
worden, als die zurückfließenden Hypotheken— 


beträge ganz oder teilweiſe mit Genehmigung des 
Regierungspräſidenten zur Sicherung von Bürg 
ſchaften oder zur Gewährung von Zinszuſchüſſen 
für private Hypotheken verwendet werden dürfen. 

Man wird nicht behaupten können, daß dieſe 
neuen Richtlinien den Erwartungen der an der 
Förderung des Kleinwohnungsbaues intereſſierten 
Kreiſe entſprechen. Insbeſondere wird die Bei- 
behaltung der vorjährigen Hypothekenſätze wohl 
allenthalben großes Befremden erregt haben. 
Wenn in dem Begleiterlaß vom 22. 4. dieſe Bei⸗ 
behaltung damit begründet wird, daß durch die 


gegenüber dem vorigen Jahre eingetretene 
Steigerung der Altmieten eine größere Renta— 


bilität der Bauten herbeigeführt und damit die 
Möglichkeit einer höheren Beleihung mit erſt— 
ſtelligen Hypotheken gegeben ſei, ſo kann man dieſe 


e wohl kaum als ſtichhaltig an⸗ 
erkennen. Nach wie vor kommt für die erſtſtellige 


Beleihung für die öſtlichen Provinzen faſt aus⸗ 
ſchließlich die Preußiſche Landes pfandbriefanſtalt 
in Betracht. Bei dieſer ift aber von einer Herauf— 
ſetzung der Beleihungsgrenzen infolge der Steige— 
rung der Altmieten bisher nichts zu bemerken, 
und es ſind auch keine Anzeichen dafür vorhanden, 
daß eine derartige Heraufſetzung in abſehbarer 
Zeit erfolgen wird. Andererſeits ſteht feſt, daß 
wir im laufenden Jahre mit weſentlich höheren 
Baukoſten rechnen müſſen als im vorigen Jahre. 
Man wird annehmen mürffen, daß ſich die Bau⸗ 
koſten gegenwärtig im Durchſchnitt auf rd. 180% 


der Friedensbaukoſten belaufen. Damit wäre 
gegenüber dem Vorjahre eine Steigerung um 
rd. 25 % eingetreten. Wenn das Miniſterium 


glaubt, durch die niedrige Feſtſetzung der Haus⸗ 


zinsſteuerhypothek einer weiteren Steigerung der 
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Baukoſten vorbeugen zu können, ſo dürfte dieſe 
Hoffnung nur von wenigen geteilt werden. Anders 
wäre es, wenn mit einer Heraufſetzung der 
Hypothekengrenze eine ſehr ſtarke Vermehrung der 
verfügbaren Mittel eingetreten wäre. Davon 
kann aber einſtweilen nicht die Rede ſein. Den 
Gemeinden und Streifen ſtehen aus eigenem Auf- 
kommen nur etwa dieſelben Beträge zur Ver- 
Poni wie im vorigen Jahre. Der Ausgleichs⸗ 
onds (jetzt Wohnungsfürſorgefonds) hat aller⸗ 
dings durch die Verordnung über die Erhöhung 
der Hauszinsſteuer vom 28. 3. ds. Is. eine 
nennenswerte Erhöhung erfahren. Einſtweilen iſt 
von dieſem Fonds aber nur ungefähr der gleiche 
Betrag ausgeſchüttet worden, wie im vorigen 
Jahre. Es ſtehen alſo vorläufig lediglich die 
gleichen Mittel wie im Jahre 1924 für die Ge- 
währung von Hauszinsſteuerhypotheken zur Ver- 
fügung. Daß dieſe Mittel aber völlig unzureichend 
ſind und auch keine ausreichende Beſchäftigung 
des Baugewerbes ſichern, dürfte völlig außer 
Zweifel ſtehen. Die befürchtete Beeinfluſſung der 
Baukoſten iſt alſo zum mindeſten ſehr unwahr⸗ 
ſcheinlich. Richtig iſt allerdings, daß im Falle 
einer Erhöhung der Beleihungsgrenze wahrſchein— 
lich nur ein geringeres Bauprogramm durch⸗ 
geführt werden könnte. Andererſeits iſt aber nicht 
zu verkennen, daß die Gemeinden und Gemeinde— 
verbände ſelbſt ein erhebliches Intereſſe daran 
haben, eine möglichſt große Anzahl von 
Wohnungen mit den verfügbaren Mitteln zu 
finanzieren, und daß außerdem bei einer un⸗ 
genügenden Bemeſſung der Hypothekenhöhe die 
Notwendigkeit einer ſpäteren Sanierung der dies- 
jährigen Bauten zu befürchten iſt und damit 
wiederum die Mittel ſpäterer Jahre eine 
Schmälerung erfahren müſſen. Man wird diefe 
Maßnahme alſo wohl weder vom wohnungs— 
politiſchen, noch vom bauwirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus als richtig bezeichnen können. Vor 
allem iſt zu befürchten, daß eine ganze Anzahl von 
Landkreiſen, die über ein ſehr geringes Auf- 
kommen verfügen, wie im vorigen Jahre 
ſchematiſch die Hypotheken auf einen Betrag von 
3000 Mark oder noch darunter feſtſetzen werden 
mit der Begründung, daß ja nach den Richtlinien 
normalerweiſe die Grenze von 3000 Mark nicht 
überſchritten werden dürfe, alfo einen Höchit- 
betrag darſtelle. Der in dem Begleiterlaß ent- 
haltene Hinweis darauf, daß nur ſolche Bau- 
vorhaben gefördert werden dürfen, deren Finan⸗ 
zierung mit Hilfe der Hauszinsſteuerhypotheken 
in vollem Umfange geſichert iſt, und daß ein 
weſentliches Zurückbleiben hinter den Höchſt⸗ und 
Durchſchnittsſätzen nicht zu billigen ſei, wird hieran 
nicht viel ändern können. 

Die Finanzierung der Bauten wird unter- 
dieſen Umſtänden im laufenden Jahre auf noch 


weſentlich größere Schwierigkeiten ſtoßen mijjen, 
als im Jahre 1924. In den Klein- und Mittel⸗ 
ſtädten der Provinz Niederſchleſien ſind die Bau⸗ 
koſten für eine Wohnung von 70 Quadratmeter 
Wohnfläche gegenwärtig mit mindeſtens 10 000 M. 
ohne Nebenkoſten anzuſetzen. Wenn hiervon, wie 
es in den meiſten Landkreiſen der Fall ſein wird, 
nur 3000 Mark durch Hauszinsſteuerhypothek 
gedeckt werden, ſo verbleibt ein ungedeckter Betrag 
von 7000 Mark. Selbſt wenn hiervon 2000 Mark 
durch erſtſtellige Beleihung abgedeckt werden 
können, iſt der Reſtbetrag von 5000 Mark noch ſo 
erheblich, daß feine Aufbringung durch die minder- 
bemittelten Volksſchichten, für die ja wohl in erſter 
Linie gebaut werden foll, völlig ausgeſchloſſen fein 
dürfte. In den größeren Städten und in 
Gegenden mit höheren Baukoſten liegt die Sache 
naturgemäß noch weſentlich ſchlechter. Allerdings 
wird man dort mit einer Durchſchnittshypothek 
von 4000 bis 5000 Mark je Wohnung rechnen 
müſſen. Dafür iſt aber auf der anderen Seite der 
für Grund und Boden, Inſtallation und ſonſtige 
Nebenanlagen aufzuwendende Betrag zweifellos ſo 
weſentlich höher, daß durch den höheren Hypo- 
thekenbetrag regelmäßig kein Ausgleich geſchaffen 
werden kann. Erſchwerend kommt hinzu, daß 
einſtweilen nennenswerte Mittel für die Ge— 
währung von Arbeitgeberdarlehen weder für Be— 
amte des preußiſchen Staates, noch für ſolche der 
Reichshoheitsverwaltung, der Reichsbahn oder der 
Reichspoſt zur Verfügung ſtehen. Derartige Mittel 
werden alſo nicht in vielen Fällen und zweifellos 
auch nicht in ausreichender Höhe für die Deckung 
der Baukoſten bereit geſtellt werden können. 
weit es ſich um Bauten für Kriegsbeſchädigte 
handelt, iſt zu berückſichtigen, daß die durch die 
Kapitaliſierung der Rente zu erzielenden Beträge 
gleichfall verhältnismäßig niedrig ſind, und daß 
demgemäß nur in Ausnahmefällen eine glatte 
Finanzierung mit dieſen Mitteln erreichbar ſein 
wird. 

Günſtiger erſcheint die Sachlage auf den erſten 
Blick, ſoweit es ſich um kinderreiche Familien 
handelt. Es iſt anzuerkennen, daß der Staat mit 
der Zulaſſung der Zuſatzhypotheken für dieſe 
Familien den guten Willen zur Förderung des 
Baues von Wohnungen für kinderreiche Familien 
gezeigt hat. In der Praxis wird ſich allerdings 
herausſtellen müſſen, daß dieſe Fürſorge keines— 
wegs ausreichend ift. Es ijt nämlich zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die kinderreichen Familien im all- 
gemeinen mehr Wohnräume benötigen als ſonſtige 
Familien in gleicher ſozialer und wirtſchaftlicher 
Stellung, und daß infolgedeſſen bei ihnen von 
höheren Baukoſten ausgegangen werden muß, als 
im Regelfalle. Nimmt man an, daß die Durch⸗ 
ſchnittswohnung für kinderreiche Familien 
90 Quadratmeter Wohnfläche umfaſſen muß und 


— 
Zp- 


= Schi: ß G Be 


daß die Baukoſten einer derartigen Wohnung ſich 
auf 14000 Mark durchſchnittlich belaufen, ſo er⸗ 
gibt ſich ſelbſt bei der Gewährung der höchſten 
zuläſſigen Zuſatzhypothek zu der Durchſchnitts⸗ 
hypothek von 4000 Mark erſt ein Hypotheken⸗ 
betrag von rd. 5330 Mark, und es verbleibt dem- 
gemäß noch ein ungedeckter Betrag von etwa 
8670 Mark. Die kinderreichen Familien werden 
alſo die Hoffnungen, die fie auf die beſondere Fiir- 
ſorge des Staates geſetzt hatten, weſentlich zurück— 
ſchrauben müſſen. 

Unerfreulich iſt das Bild aber auch hinſichtlich 
der Dauerbelaſtung, die ſich bei den neuen 
Richtlinien ergibt. Wenn wir von dem erſten 
Beiſpiel mit 70 Quadratmeter Wohnfläche und 
10 000 Mark Baukoſten ausgehen, fo ſtellt fich unter 
der Vorausſetzung, daß außer 3000 Mark Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek noch 2000 Mark Pfandbrief— 
hypothek, 3000 Mark Arbeitgeberdarlehen und 
2000 Mark Eigenkapital zur Verfügung ſtehen, die 
Zinsbelaſtung wie folgt dar: 

2000 M. erititellige Hypothek zu 133 % 
jährlich (der Zinsſatz umge— 
rechnet auf den Barbetrag) . 270, — M, 
Hauszinsſteuerhypothek zu 
1% jährlich . 8 8 
3000 M. Arbeitgeberdarlehen zu 6 % 
jährlich Re ISO, 
2000 M. Eigenkapital zu 6 % jährlich . 120, — Wt., 
zuſammen 500, — M. 

Hierbei iſt die Ermäßigung des Zinsfußes der 
Hauszinsſteuerhypothek auf 1% bereits berück⸗ 
ſichtigt. Ferner iſt angenommen, daß das Eigen— 
lapital nur mit 6% zu verzinſen ift. Normaler- 
weiſe würde der Bauherr jedoch dieſes Eigenkapital, 
wenn er es auf die Bank tragen würde, höher ver- 
zinſt erhalten. Trotzdem ift die Summe von 500 M. 
Jahresbelaſtung noch jo hoch, daß fie fur die 
meiſten Bauluſtigen nicht tragbar ſein wird, zumal 
wenn man die Mieten für gleichartige ältere Woh- 
nungen damit vergleicht. Unmöglich wird die 
Tragung dieſer Laſt in ſolchen Gegenden, wo die 
Einkommensverhältniſſe beſonders ungünſtig ſind, 
wie beiſpielsweiſe im Waldenburger Kohlenrevier. 
Wenn dort eine Familie ein Monatseinkommen 
von 100 Mark und noch weniger hat, ſo iſt es 
naturgemäß ausgeſchloſſen, daß fie davon über 
40 Mark für Miete ausgibt. 

Bei dem zweiten Beiſpiel, wo es ſich um eine 
Wohnung für eine kinderreiche Familie mit einer 
Baukoſtenſumme von 14000 Mark handelte, würde 
ſich die Zinſenlaſt, wenn wir gleichfalls mit einem 
Arbeitgeberdarlehen, und zwar in Höhe von 
4000 Mark rechnen, wie folgt darſtellen: 

3000 M. erſtſtellige Hypothek zu 133 % 
OHLAS o eE aE er 


2000 M. = 
80, — M., 


405, —M., 


4000 M. Hauszinsſteuerhypothek zu 
1 ahh 

1330 M. Zuſatzhypothek zu 4% jähr⸗ 
lich), 8 
4000 M. Arbeitgeberdarlehen zu 6% 
; jährlich 2 M, 
1670 M. Eigenkapital zu 6% jährlich 100,20 M., 
zuſammen 838,40 M. 


Dieſe Summe ift zweifellos für den -Durch- 
ſchnitt der kinderreichen Familien nicht mehr trag- 
bar. Selbſt wenn man von der Verzinſung des 
Eigenkapitals in dieſem Falle abſehen wollte, 
würde ſich immer noch ein Betrag von 738,20 Mark 
ergeben, der ebenfalls über die Grenze des Trag— 
baren hinausgehen würde. 

In einzelnen Fällen werden zur Ergänzung 
der Hauszinsſteuerhypotheken ſtädtiſche Hypo⸗ 
theken zur Verfügung geſtellt werden können. 
Vielleicht werden die Städte, ſoweit ſie Mittel für 
dieſen Zweck verfügbar haben, dieſe Hypotheken 
auch zu niedrigerem Zinsfuß hergeben können, 
als ſie ſelbſt die Gelder auf dem freien Geldmarkt 
beſchaffen können. An der Höhe der Dauer- 
belaſtung wird ſich dadurch aber nicht viel ändern. 
Die Möglichkeit, Zinsbeihilfen aus zurückfließen⸗ 
den Hypothekenbeträgen zu geben, wird zweifellos 
nur in den ſeltenſten Fällen vorliegen. Vielleicht 
wird in ſpäteren Jahren ein ſtärkerer Rückfluß 
der Hypotheken einſetzen, wenn die Kapital- 
bildung weiter fortgeſchritten iſt und die mit der 
Gewährung der Hauszinsſteuerhypotheken ver— 
bundenen Bedingungen eine Rückzahlung der an 
fich ſehr billigen Hypothekengelder ratſam er- 
ſcheinen laſſen. Einſtweilen iſt aber mit größeren 
Rückflüſſen zweifellos nicht zu rechnen. Unter 
dieſen Umſtänden wird, ſelbſt wenn die Muf- 
bringung des Kapitals für die Deckung der Bau⸗ 
fojten möglich fein ſollte, den meiſten Bauherren 
von der Durchführung ihrer Bauvorhaben ab- 
geraten werden müſſen, weil ſie ſich damit Laſten 
aufbürden, die ſie vorausſichtlich nicht tragen 
könnten. Die Abſicht des Miniſteriums, mit den 
verfügbaren Mitteln die Durchführung eines 
möglichſt großen Bauprogramms zu ſichern, 
dürfte damit in ihr Gegenteil verkehrt werden. 
Es hat keinen Zweck, ſich über die ſchwierige 
Lage, in die ſämtliche Träger der gemeinnützigen 
Bautätigkeit durch die neuen Richtlinien geraten 
ſind, hinwegzutäuſchen. Vor allem werden ſich 
die Baugenoſſenſchaften darüber klar ſein müſſen, 
daß ſie in dieſem Jahre mit einem, wenn auch 
noch ſo kleinen Bauvorhaben ein Riſiko eingehen, 
das in den meiſten Fällen ihre Kraft überſteigen 
wird. Daß in den führenden Kreiſen der Bau⸗ 
genoſſenſchaften hierüber völlige Klarheit beſteht, 
zeigte ſich in der Tagung des Hauptverbandes 
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der Baugenoſſenſchaften, die am 7. Mai d. J. in 
Berlin ſtattfand. Mit Recht wurde dort darüber 
geklagt, daß die gegenwärtigen Finanzierungs- 
beſtimmungen einer völligen Lahmlegung des 
gemeinnützigen Wohnungsbaues gleichkommen. 
Die leidenſchaftlichen Anklagen, die dort gegen 
die verantwortlichen Stellen erhoben wurden, 
zeigen, wie wenig dieſe Beſtimmungen den 
Wünſchen der Baugenoſſenſchaften entſprechen. 
Der Verwaltungsrat des Reichsverbandes der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften hat ſich gleichfalls 
mit den neuen Finanzierungsbedingungen be- 
ſchäftigt und iſt ebenfalls zu dem Reſultat ge- 
kommen, daß eine Abänderung der Richtlinien 
die Vorbedingung für die Durchführung der dies⸗ 
jährigen Bauprogramme der Geſellſchaften bilden 
muß. Es fragt ſich, ob es hierzu nicht ſchon zu 
ſpät iſt. Die meiſten Kreiſe und Städte werden 
fih beeilt haben, die ihnen zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Mittel auf die angemeldeten Bauvorhaben zu 
verteilen. Ob dabei in allen Fällen die not⸗ 
wendige eingehende Nachprüfung der Finan⸗ 
zierung ſtattgefunden hat, wird man allerdings 
bezweifeln müſſen. Es wird unter allen Um- 
ſtänden verlangt werden müſſen, daß dort, wo 
eine ſolche Nachprüfung nicht erfolgt iſt, das Ver⸗ 
ſäumte nachgeholt wird und daß überall da, wo 
ſich bei der Nachprüfung eine unzureichende 
Finanzierung der inzwiſchen angefangenen 
Bauten ergibt, eine angemeſſene Erhöhung der 


Hauszinsſteuerhypotheken ſtattfindet, damit dieſe 
Bauten nicht als Ruinen ſtehen bleiben oder in 
den nächſten Jahren ſaniert werden müſſen. Es 
hat keinen Zweck, ein großes Bauprogramm an— 
zufangen, wenn man von vornherein überſehen 
kann, daß ein erheblicher Teil der angefangenen 
Bauten finanziell nicht durchführbar iſt. 

Daneben wird das Beſtreben aller am Woh- 
nungsbau intereſſierten Kreiſe dahin gehen 
müſſen, auf eine erhebliche Verſtärkung der 
Mittel für die Förderung des Wohnungsbaues 
hinzuwirken. Vor allem wird dafür Sorge zu 
tragen ſein, daß der Landtag nicht etwa die Ber- 
ordnung vom 28. März d. J. aufhebt und damit 
den Fortſchritt, der mit der Erhöhung des Aus- 
gleichsfonds erzielt worden iſt, wieder rückgängig 
macht. Im Gegenteil wird gefordert werden 
müſſen, daß, wenn nicht der ganze, ſo doch der 
weitaus größte Teil der Hauszinsſteuer für den 
Wohnungsbau verwendet wird, damit endlich in 
ausreichendem Maße gebaut werden kann. 
Stehen ausreichende Mittel zur Verfügung, ſo 
wird auch die Frage der Gewährung beſonderer 
Zinsbeihilfen gelöſt werden können. Solange die 
Frage der Kapitalbeſchaffung und der Herab⸗ 
ſetzung der Zinſenlaſten auf ein erträgliches Maß 
nicht reſtlos gelöſt find, ift mit einer ausreichen- 
den Bautätigkeit und damit auch mit einer 
baldigen Behebung der Wohnungsnot nicht zu 
rechnen. 


Das Luftbild und feine verwertung. 


Von Oberregierungs- und Oberbaurat Schierer, Breslau. 


oe in Heft 11 des vorigen Jahrgangs 
dieſer Zeitſchrift die Bedeutung von Luft⸗ 
bild und Luftbildkarte für den Städtebau erörtert 
wurde, erſcheint es angebracht, die verſchiedenen 
Arten von Luftbildern, wie ſie z. B. vom Aro⸗ 
kartographiſchen Inſtitut Breslau angefertigt 
und verarbeitet werden, zuſammenfaſſend darzu- 
ſtellen. 

Die Luftbildaufnahme unterſcheidet ſich von 
jeder anderen Photographie durch uneinge— 
ſchränkte Wählbarkeit von Höhe, Neigung und 
Richtung der Aufnahme. Die Höhe wechſelt von 
wenigen Metern bis zu mehreren Kilometern 
über Grund; die Neigung zwiſchen 0“ und 90° 
gegen den Horizont; die Aufnahmerichtung iſt 
vollkommen beliebig. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß einem ſolchen Reichtume von Aufnahmemög⸗ 
lichkeiten eine gleich große Mannigfaltigkeit von 
Bildern entſpricht, die je nach der Aufnahme 
einen ſehr verſchiedenen Charakter zeigen. Um 


*) Die zugehörigen 4 Luftbilder wurden von dem Mero- 
kartographiſchen Inſtitut in Breslau angefertigt. 


in einem beſtimmten Fall das Luftbild zweck⸗ 
entſprechend verwenden zu können, iſt es nötig, 
über die verſchiedenen Arten von Aufnahmen 
Klarheit zu gewinnen. Hierbei laſſen ſich gewiſſe 
charakteriſtiſche Typenformen feſtſtellen. 

Anſichts-Aufnahmen werden aus 
niedrigſter Höhe mit geringer Neigung gegen den 
Horizont aufgenommen. Sie zeigen am meiſten 
Ahnlichkeit mit den von der Erde aus auf- 
genommenen Bildern, bieten jedoch dieſen gegen- 
über den Vorteil einer beſſeren Einſicht in das 
Aufnahmeobjekt und einer größeren Überſicht 
über die Einlagerung des Objekts in die Um⸗ 
gebung. Dementſprechend finden fie mit Vorliebe 
Verwendung für die ſchaubildliche Darſtellung 
von Bauwerken und Gebäudekomplexen (Fabrik⸗ 
anlagen, Ingenieurbauten, Siedelungen, Orts⸗ 
erweiterungen), deren Innen-Gliederung und 
Eingliederung gezeigt werden ſoll. 

Die Abbildungsgröße von Einzelheiten iſt 
bei jeder Aufnahme abhängig von dem Geſamt⸗ 
umfange des Objekts, das auf einer Photo- 
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Abb. 1. Anſichtsaufnahme der Zellſtoffwerke A.⸗G. Krappitz O. S. 


Abb. 2. Aberſichtsaufnahme (Schrägaufnahme) der Bahnſchleife in Alt⸗Petersdorf i. Rſgb. 


graphie zur Abbildung gelangen ſoll. Bei ſehr fertigen, auf denen hervortretende, wichtige Teile 
ausgedehnten Anlagen empfiehlt es ſich daher, des Objekts dargeſtellt ſind. . 
außer einer die ganze Anlage umfaſſenden Ge- Die für Anſichtsaufnahmen zu wählende 
ſamtaufnahme noch Einzelaufnahmen angu- günſtigſte Richtung wird in erſter Linie durch 
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Abb. 4. Verkleinerung einer Luftbildfarte der Talſperre Markliſſa 


Lage und Form des Aufnahme-Objekts beſtimmt. 
Rückſicht muß hierbei genommen werden auf den 
Stand der Sonne; Aufnahmen gegen die Sonne 
und Aufnahmen, bei welchen die dem Beſchauer 
zugekehrte Seite des Objekts im Schatten liegt, 
ſind ungünſtig. 

Schrägaufnahmen (Überſichts⸗ 
aufnahmen) werden aus größerer Höhe 
unter ſtärkerer Neigung gegen den Horizont an⸗ 


gefertigt. Sie decken eine ſehr große Gelände— 
fläche. Bei genügend großer Neigung der Auf— 


nahme werden auch noch die im Hintergrunde 
des Bildes liegenden Geländeteile deutlich genug 
abgebildet. Demzufolge eignen ſie ſich am beſten 
zur überſichtlichen Abbildung größerer Gelände— 
flächen, deren landſchaftliche Struktur bildmäßig 
feſtgelegt werden ſoll. Sie finden mit Vorzug 
Verwendung zur Geſamt⸗Darſtellung der Lage 
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kleinerer Ortſchaften, ferner zur Abbildung von 
größeren Geländeflächen, die bebaut werden 
jollen, und deren Bebauung fich harmoniſch dem 
bisherigen Landſchaftsbilde anpaſſen ſoll. 

Die Güte von Schrägaufnahmen hängt mehr 
als die anderer Luftbilder ab von Klarheit und 
Sichtigkeit der Luft. Starker Dunſt kann die 
Lesbarkeit der Aufnahmen beeinträchtigen, und 
zwar um ſo mehr, je mehr aus irgend welchen 
Gründen von der günſtigſten Aufnahmerichtung 
(mit der Sonne) abgewichen werden muß, und je 
größer der Umfang des mit einer einzigen Muf- 
nahme zu deckenden Geländes ift. Sehr aus- 
gedehnte Flächen wird man daher mit Rückſicht 
auf die Deutlichkeit der Abbildung in mehrere 
Aufnahmen zerlegen. 

Senkrechtaufnahmen (Grundriß⸗ 
aufnahmen) werden ſteil nach unten an— 
gefertigt. Sie geben den beſten Einblick in 
alle Einzelheiten des Grundriſſes, decken aber 
weniger Fläche als eine aus gleicher Höhe auf— 
genommene Schrägaufnahme. Ihr Charakter 
nähert ſich am meiſten demjenigen einer Karte. 


Die ſchematiſchen Signaturen der Karte ſind er— 


ſetzt durch das lebendige Bild aller Einzelheiten 
der Gelände-Situation in ihrem derzeitigen Be— 
ſtande. Senkrechte Luftbilder geben mehr Einzel- 
heiten wieder, als in eine Karte aufgenommen 
werden können, bilden daher immer eine auher- 
ordentlich wertvolle Ergänzung des Karten— 
materials. Vorzüglich finden fie dann Ver— 
wendung, wenn die vorhandenen Karten in ihrer 
Situations⸗Darſtellung ohne Anderung der gev- 
metriſchen Grundlagen auf den neueſten Stand 
gebracht werden ſollen. 

Die Senkrechtaufnahme gibt nur dann eine 
maßſtäbliche Orthogonalprojektion des Grund- 
riſſes, wenn die Aufnahme genau ſenkrecht er— 
folgt und wenn das Gelände abſolut eben iſt. 
Dieſer Fall kommt nur in der Theorie vor. 
Praktiſch läßt ſich eine genau ſenkrechte Auf- 
nahmerichtung nicht einhalten; ebenſo wird in 
faſt allen Fällen das Gelände Höhenunterſchiede 
aufweiſen. Die meiſten Senkrechtaufnahmen 
zeigen daher Verzerrungen, die zwar auf die Les— 
barkeit aller Bildeinzelheiten ohne Einfluß ſind, 
die aber ein Abgreifen von Maßen, wie bei einer 
Karte, nicht geſtatten. 

Diejenigen Verzerrungen, die aus Ab— 
weichungen von der genau lotrechten Aufnahme— 
richtung herrühren, können durch photographiſche 
„Entzerrung“ in einem beſonders hierfür ge— 
bauten Entzerrungsgerät ausgeglichen werden. 
Man erhält hierdurch ein Bild, welches die geo— 
metriſchen Eigenſchaften einer vom Standpunkt 
der Schrägaufnahme unter 90“ Neigung gegen 
en Horizont angefertigten Aufnahme hat. 
Vorausſetzung für die Entzerrung iſt, daß 


Neigung und Kantung der Aufnahmen bekannt 
ſind, oder daß man die Lage von mindeſtens drei 
in gleicher Höhe liegenden Bildpunkten foordi- 
natenmäßig kennt. Diejenigen Verzerrungen, 
die aus einem Höhenunterſchiede im Gelände 
herrühren, können durch photographiſche Ent- 
zerrung nicht ausgeglichen werden. 

Der Umfang des mit einer einzigen Senk— 
rechtaufnahme zu deckenden Geländes ijt be- 
ſchränkt. Zur Deckung einer größeren Fläche 
werden mehrere, ſich gegenſeitig übergreifende 
Aufnahmen nötig ſein. In vielen Fällen wird 
es genügen und zweckmäßig ſein, dieſe Auf— 
nahmen einzeln zu verarbeiten, und einzeln, etwa 
kartothekartig geordnet, aufzubewahren. Wenn 
auf Handlichkeit und leichte Überſicht beſonderer 
Wert gelegt wird, können Senkrechtaufnahmen 
zu zuſammenhängenden photographiſchen Bild- 
karten, ſogenannte Luftbildſkizzen und Luftbild⸗ 
karten, zuſammengeſtellt werden. 

Luftbildſkizzen entſtehen durch moſaik— 
artiges Zuſammenfügen von angenähert ſenk— 
rechten Fliegeraufnahmen. Entzerrungen werden 
nur da vorgenommen, wo das Einzelbild ſich 
nicht mehr zwiſchen die Nachbarbilder einpaſſen 
läßt. Die Skizze kann geſtützt werden auf eine 
vorhandene Karte oder auf ein weitmaſchiges 
Netz von bekannten trigonometriſchen Punkten. 
Die Genauigkeit der Skizze erhöht ſich hierdurch. 
— Die Original-Zuſammenſtellung wird, ebenſo 
wie die von Luftbildkarten, photographiſch auf 
einen beſtimmten (mittleren) Maßſtab veprodu- 
ziert. — Das Arbeiten mit ſolchen Luftbildſkizzen 
kann in vielen Fällen handlicher ſein als ein 
Arbeiten mit den Einzelaufnahmen. Ihre Ge— 
nauigkeit iſt jedoch kaum größer als die an⸗ 
genäherter Senkrechtaufnahmen. Als Erſatz für 
eine Karte ſollte ſie deshalb nur dann verwendet 
werden, wenn Zeit oder Mittel zu genaueren 
Arbeiten fehlen. 

Luftbildkarten unterſcheiden ſich von 
Luftbildſkizzen lediglich durch ein größeres Maß 
an Genauigkeit. Die Zuſammenſtellung zur 
Luftbildkarte wird auf ein dichteres Punktnetz ge— 
ſtützt; alle Aufnahmen werden, ſoweit nötig, vor 
der Zuſammenſtellung entzerrt. Hierbei laſſen 
ſich, einigermaßen ebenes Gelände vorausgeſetzt, 
recht genaue Karten gewinnen. Allerdings kann 
bei Anwendung der genaueſten Verfahren der 
Arbeitsaufwand hierfür ſo ſtark wachſen, daß er 
den Gewinn an Genauigkeit nicht immer aus— 
gleichen wird. 

Auch bei größter Präziſion der Verarbeitung 
iſt es nicht möglich, bei Luftbildkarten diejenigen 
Fehler auszuſchalten, die in Höhenunterſchieden 
im Gelände ihre Urſache haben. 

Die Luftbildkarten laſſen ſich zeichneriſch zu 
Lageplänen mit der für Pläne üblichen Dar⸗ 
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ſtellung der Situation durch Signaturen per- 
arbeiten. Die Genauigkeit ſolcher Lagepläne iſt 
natürlich nicht größer als diejenige der Luftbild- 
karten. 

Dieſe Lagepläne nach entzerrten 
Fliegerbildern, die übrigens nach einem 
neuen, beim Arokartographiſchen Inſtitut 
Breslau eingeführten Verfahren auch unmittel⸗ 
bar aus den geneigten Fliegerbildern gewonnen 
werden können, bilden ein Zwiſchenglied zwiſchen 
dem Luftbild und der aus Luftbildern qe- 
wonnenen exakten topographiſchen Karte. 

Die Gewinnung von exakten Karten 
mit Höhenſchichtlinien aus Luft⸗ 
bildern ſtellt das letzte und bemerkenswerteſte 
Glied der Verarbeitungsmöglichkeiten von Luft⸗ 
bildern dar. Hierbei wird das zu kartierende 
Gelände doppelt mit Aufnahmen überdeckt, ſo 
daß jeder Geländepunkt auf zwei verſchiedenen 
Aufnahmen abgebildet iſt. Für je zwei zu— 
ſammengehörige Aufnahmen (Plattenpaar) 
werden drei Geländepunkte terreſtriſch ein— 
gemeſſen. Auf Grund dieſer Feſtpunkte werden 
die Aufnahmen durch Rückwärtseinſchnitt „orien⸗ 
tiert“, d. h. ihre Lage, Höhe, Richtung, Neigung 
und Kantung in Beziehung zu den Feſtpunkten 
beſtimmt. Aus je zwei ſolchermaßen eindeutig 
beſtimmten Aufnahmen laſſen ſich beliebig viele 
„Neupunkte“ durch Richtungsmeſſung (Vor⸗ 
wärtsabſchnitt) nach Lage und Höhe feſtlegen. 

Für dies Verfahren iſt es prinzipiell gleich- 
gültig, ob Schräg⸗ oder Senkrechtaufnahmen ver⸗ 
wendet werden. Man kann die Aufnahmeart 
der Struktur und Bebauung des zu kartierenden 
Geländes anpaſſen. 
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Die praktiſche Durchführung dieſes Ver⸗ 
fahrens geſchieht mit Hilfe einer beſonderen 
Maſchine (Autokartograph), in welcher die 
Plattenpaare ſtereophotogrammetriſch ausge— 
meſſen werden. Weſentlich iſt, daß man mit dem 
Autokartograph ſowohl die Orientierung der 
Platten wie die anſchließende Ausarbeitung des 
Lage- und Höhenplanes vollkommen mechaniſch 
durchführen kann. Hierdurch wird das Ver— 
fahren wirtſchaftlich. Es bringt gegenüber den 
bisherigen terreſtriſchen Vermeſſungsmethoden 
eine weſentliche Erſparnis an Zeit und Arbeits- 
kräften und damit an Koſten. Es empfiehlt i- 
alſo auch in Gegenden, die an ſich der terreſtri— 
ſchen Vermeſſung zugänglich wären. 

Die Wirtſchaftlichkeit der Arokartographie im 
Vergleich zu terreſtriſchen Methoden tritt be— 
ſonders in Erſcheinung bei kleinen Maßſtäben, 
wie ſie für topographiſche Karten üblich ſind. Bei 
größeren Maßſtäben wachſen die terreſtriſchen 
Ergänzungsarbeiten (Einmeſſung der Feſtpunkte) 
unverhältnismäßig ſtark an, ſo daß die Koſten⸗ 
erſparnis ſinkt, wenn auch die Zeiterſparnis 
weſentlich bleibt. Nach dem heutigen Stande des. 
Verfahrens kann man ſagen, daß bei Maßſtäben 
größer als 1: 5000 fih die Koſten denjenigen 
für terreſtriſche Vermeſſungen nähern, ſo daß 
man für ſolche Arbeiten praktiſcherweiſe bei den 
bisherigen Methoden bleibt. 

Über die hervorragende Genauigkeit dieſer 
aus Luftbildern ſtereophotogrammetriſch ge- 
wonnenen Karten gibt ein Gutachten der Abt. 
Sachſen des Reichsamtes für Landesaufnahme 
Auskunft, auf das bereits in Heft 11 des vorigen 
Jahrgangs dieſer Zeitſchrift hingewieſen wurde. 


Birten- und Kleinbauern-Siedlungen auf Teneriffa. 


Bon Regierungsbaurat Rudolf Stegemann- Dresden. 


ls ich im Februar dieſes Jahres mich im 

Bremer Hafen einſchiffte, um nach den an der 
Weſtküſte Afrikas gelegenen kanariſchen Inſeln 
zu fahren, hatte ich mir feſt vorgenommen, in 
dieſen Wochen einmal Beruf gründlich Beruf ſein 
zu laſſen und lediglich die Freiheit in vollen 
Zügen zu genießen. Aber ein Zufall brachte es 
mit ſich, daß ich ſchon am erſten Tage, kaum daß 
ich den Boden Teneriffas betreten hatte, an mein 
beſonderes Arbeitsgebiet erinnert wurde und ſo 
ſchließlich doch dazu kam, ſo nebenher allerhand 
Studien zu treiben. 

Wir waren von Santa Cruz aus über das 
herrlich gelegene Hotel Quiſiſana durch die alten 
Kaktus⸗Plantagen in die Anaga⸗Berge hinauf- 
geſtiegen und waren ſchließlich in dem Barranco 
de Almeida angekommen. 


Dieſe für Teneriffa ſo außerordentlich 
charakteriſtiſchen, oft viele 100 Meter tief ein⸗ 
geſchnittenen Schluchten ſind ähnlich wie die 
Kanon's Amerikas entſtanden durch Aus⸗ 
waſchungen in der Regenzeit, in der das Waſſer 
oft pauſenlos vom Himmel herunterſtrömt. 
Während der Boden des Barranco mit ſeinem ab⸗ 
geſchliffenen Steingeröll den Eindruck eines aus⸗ 
getrockneten Flußbettes macht, ſind die ſchroff 
emporragenden Felſenwände unter dem Einfluß 
der Witterung durchfurcht und durchlöchert und 
weiſen Höhle an Höhle auf. 

Hier in einem dieſer Barranco's nun hörten 
wir plötzlich Geſang und fanden unter einer iber- 
hängenden Felswand zwei Familien, die ſich in 
der primitivſten Weiſe eine Wohnung gebaut 
hatten. Unter Benutzung der von der Natur ge⸗ 
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ſchaffenen Verhältniſſe war die vorhandene Felſen⸗ 
höhle durch allereinfachſtes Zyklopen⸗Mauerwerk 
zugeſetzt worden. Lediglich ein Türgerüſt mit 
einer einfachen Brett-Türe verſchloß dieje Woh. 
nung, die man nach unſeren Begriffen wirklich als 
das „kleinſte Heim“ anſehen konnte. Eine natür⸗ 
liche Niſche, die ſich unter dem überhängenden 
Felſen gebildet hatte, diente als Lagerplatz und 
lud mit ſeiner alten Matratze zur Ruhe ein. Der 
Bewohner ging dabei anſcheinend von dem nicht 
ganz unrichtigen Gedanken aus, daß ſich gewiſſe 
Kleinſttiere, die leider auf den glücklichen Inſeln 
einen recht weſentlichen Teil der Bevölkerung aus⸗ 
machen und ſich durch große Elaſtizität und 
Sprungfertigkeit auszeichnen, wahrſcheinlich in der 
freien Luft nicht ſo wohl fühlen würden, als im 
Inneren der „Wohnung“. 

Das Innere der Wohnhöhle bot nun vollends 
für uns eine Überraſchung. An dem urſprüng⸗ 
lichen Zuſtand der Höhle ſelbſt war offenſichtlich 
gar nichts geändert worden. Man hatte das 
natürliche Gewölbe belaſſen und ſich nur damit 
begnügt, den Erdboden von Unebenheiten zu De- 
reinigen. Licht und Luft wurde nur durch die 


Türe zugeführt, während eins der hier üblichen 


Doppelbetten, auf die beſonders großer Wert ge⸗ 
legt wird, nebſt einer Kiſte das ganze Mobiliar 
der Wohnung ausmachen. Nur ein kleiner 
Marienaltar, der in einer Wandniſche aufgebaut 
war, trug noch zur Ausſchmückung des Ganzen bei. 

Was aber am meiſten überraſchte, das war, 
trotz dieſer geradezu unglaublichen Wohnverhält⸗ 
niſſe und der beinahe nicht mehr zu unterbietenden 
Armut, die Tatſache, daß vor der Höhle, die ſelbſt 
nur etwa 12 qm Wohnfläche aufwies, ein kleiner, 
aber außerordentlich liebevoll angelegter und ge⸗ 
pflegter Garten lag. Die Bewohner ſelbſt, em- 
fache Hirten, fühlten ſich offenſichtlich in all ihrer 
Anſpruchsloſigkeit recht wohl und machten auch in 
keiner Weiſe den Eindruck, als ob ihr Geſundheits⸗ 
zuſtand unter den gegebenen Wohnverhältniſſen 
irgendwie gelitten hätte. Treuherzig erzählten ſie 
uns von ihrem Leben und zeigten bereitwillig ihr 
weniges Hausgerät, das zum großen Teil aus 
alten Konſervenbüchſen beſtand. Und als wir für 
unſere Zigaretten Feuer benötigten, ſchenkten ſie 
uns ſogar eine Schachtel Streichhölzer, ohne 
uns — wie man es in den Hafenſtädten ſo viel 
findet — ſofort ihrerſeits anzubetteln. Ja, es 
machte ſchließlich direkt Schwierigkeiten, ſie zur 
Annahme einer kleinen Gabe zu nötigen. 

Da ich bei dieſem erſten Beſuch einer Höhlen⸗ 
wohnung nun erfuhr, daß derartige Wohnungen 
in großem Umfange auf Teneriffa zu finden ſeien, 
machte ich mich ſofort zielbewußt auf die Suche 
und kam zu allerlei intereſſanten und über⸗ 
raſchenden Ergebniſſen. Um dieſe Verhältniſſe 


überhaupt zu verſtehen, muß man ſich vor allem 
einmal die wirtſchaftlichen und klimatiſchen Ver⸗ 
hältniſſe der Inſel klar machen. In der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts hatte die Bevölkerung 
ein gutes Einkommen durch die Zucht der 
Cochenille-Laus, die zur Herſtellung von Purpur⸗ 
farbe diente. Als dann die Anilinfarbe dieſes 
natürliche Farbmittel verdrängte, kam der wirt⸗ 
ſchaftliche Zuſammenbruch über Teneriffa's Be⸗ 
völkerung und nur noch unendlich öde Felder des 
mexikaniſchen Wüſtenkaktus, auf dem die 
Cochenille-Laus gezogen wurde, erinnern an dieſe 
Zeit. Viel koſtbare Zeit für den Wiederaufbau 
und die Schaffung neuer Lebensbedingungen iſt 
verloren worden, weil die Bevölkerung in gänz⸗ 
lichem Verkennen der Sachlage auf ein Wieder⸗ 
aufleben dieſer Zucht hoffte. Erſt langſam und 
nicht zuletzt unter der tätigen Führung Deutſcher 
iſt man dazu gekommen, durch die Umſtellung auf 
Bananen⸗ und Tomatenkultur neben der 
Pflanzung vor allem von Kartoffeln, neue Arbeits⸗ 
und Abſatzgebiete zu ſchaffen. 


Waren ſo ſchon die wirtſchaftlichen Voraus⸗ 
ſetzungen die denkbar ungünſtigſten, ſo wurde 
die Lage noch dadurch erſchwert, daß infolge der 
äußeren Form der Inſel mit ihren beinah ſchroff 
aus dem Meer herausragenden, bis zu 3730 Meter 
hohen Gebirgszügen eigentlich nur ein ſchmaler 
Landſtreifen an der Süd- und Nordſeite bis zur 
Höhe von etwa 1000 Meter wirklich für menſch⸗ 
liche Siedlungen in Frage kommt. Hieraus ergibt 
ſich, daß das für Siedlungen und Landwirtſchaft 
nutzbare Land, das außerdem zum größten Teile 
in den Händen von wenigen Großgrundbeſitzern 
iſt, nur einen ganz geringen Teil der Inſel dar⸗ 
ſtellt und zu einer außerordentlich intenſiven Wus- 
nützung zwingt. Während ſo auf der einen Seite 
die wirtſchaftlichen Vorbedingungen für die ver⸗ 
armte Bevölkerung die denkbar ungunſtigſten find, 
hat die Natur durch die wohl ſelten günſtigen 
klimatiſchen Verhältniſſe einen Ausgleich ge⸗ 
ſchaffen, ohne den die hier geſchilderten Woh⸗ 
nungen einfach unmöglich wären. 

Im ganzen Archipel beträgt nämlich die 
mittlere Temperatur in den Küſtengebieten etwa 
21,2 „; ſie ſenkt fich in den kälteſten Monaten, 
d. h. im Januar und Februar, auf etwa 17°, und 
ſteigt in den heißen Quli- und Auguſt⸗Tagen auf 
etwa 25° im Mittel. Selbſt in der Laubwald⸗ 
region (800—1200 Meter über dem Meeres- 
ſpiegel), die faſt ſtändig in Wolken gehüllt iſt, iſt 
die Temperatur nur 8° kühler als im Küſten⸗ 
gebiet. Wir finden hier alſo Verhältniſſe, wie ſie 
wohl wenig Stellen der Erde auſweiſen werden. 
Es kommt noch dazu, daß auch die eigentliche 
Regenzeit, die auf den kanariſchen Inſeln den 
Winter erſetzt, nicht zu vergleichen iſt mit den 
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monatelang ſtrö⸗ 
menden Negen- 
maſſen der tropi⸗ 

ſchen Länder. 
Wohl muß auch 
hier mit gelegent⸗ 
lichen ſtarken Nie⸗ 
derſchlägen ge⸗ 
rechnet werden, 
aber ſie treten im⸗ 
mer nur in gewiſ⸗ 
ſen Pauſen auf, 
während die Waſ⸗ 
ſermaſſen ſofort 
wieder von dem 
trockenen Lavage⸗ 
ſtein aufgeſoge n 
werden. 

Unter dieſen 
Verhältniſſen iſt 


ie 


Abb. 5. Höhlenwohnungen der Fiſcherſiedlungen im Valle del Buffadero. 
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lich verputzt und 
abgefärbt. Ein⸗ 
zelne hatten ſich 
bemüht, dadurch 
etwas Licht und 
Freundlichkeit in 
das Innere hin⸗ 
einzubringen, daß 
ſie die rauhe Fels⸗ 
wand weiß abge⸗ 
färbt hatten. Eine 
derartige Felſen⸗ 
wohnung zeigte 
ſogar drei neben⸗ 
einanderliegende 

Räume mit 
durchaus abge— 
glichenen und ge- 
raden Wänden. 

Ofen fehlten 


— 


es wohl verſtänd⸗ 
lich, daß die glück⸗ 
lichen Bewohner 
eines derartig ge- 
ſegneten Land⸗ 
ſtrichs mit ganz 
anderen Voraus- 
ſetzungen bei ihren 
Wohnungen reh- 
nen können. Ich 
habe ſowohl in 
den Barranco's 
bei Santa Cruz, 
wie in der Nähe 
des Mercedes-Ur⸗ 
waldes im Anaga⸗ 
Gebirge und dann 
auch ſpäter an der 
Nordküſte der In⸗ 
ſel eine große Reihe von Höhlenwohnungen beſichtigt 
und habe immer feſtſtellen können, daß dieſe Wohnungen 
denkbar trocken waren. Mancher unſerer Siedler, der 
heute als Trockenwohner in die raſch aufgeführte 
und friſch verputzte Wohnung ziehen muß, würde 
froh ſein, wenn er nach dieſer Seite hin nur an- 
nähernd ähnlich günſtige Verhältniſſe vorfände. 
Die Wohnungen ſelbſt, wenn man überhaupt 
ihnen den Namen geben darf, wieſen zum größten 
Teil die gleichen Erſcheinungen auf, wie die oben 
geſchilderte aus dem Barranco de Almeida. Meiſt 
war nur ein einziger Raum vorhanden und nur 
in wenigen Fällen hatte man ſich die Mühe ge- 
geben, die Wände der Höhle innerlich abzugleichen. 
Nur in dem Valle del Buffadero (Abb. 5) fand ich 
eine ganze Reihe von Höhlenwohnungen, bei denen 
ſich unzweifelhaft die abfärbende Wirkung des 
naheliegenden Santa Cruz bemerkbar machte. Hier 
waren Fenſter eingeſetzt. Die Wände waren äußer⸗ 


Abb. 6. Tandarbeiter⸗Selbſthilfeſiedlung bei Matanza im Bau. 


durchgängig, was 
in erſter Linie da⸗ 
rauf zurück⸗ 
zuführen iſt, daß 
infolge der oben 
geſchilderten 
klimatiſchen Ver⸗ 
hältniſſe eine Hei- 
zung zur Erwär⸗ 
mung der Räume 
auch in der Regen⸗ 
zeit nicht notwen⸗ 
dig iſt. Ihr ein⸗ 
faches Mahl —ſo⸗ 
weit es überhaupt 
gekocht wird — be- 
reiten ſich die Be⸗ 
wohner auf Herd⸗ 
ſteinen, die vor dem 
Hauſe aufgeſtellt ſind. Es kommt ihnen aber auch nicht 
darauf an, gelegentlich einmal dieſe Herdſteine in 
der Höhle ſelbſt aufzubauen und den Rauch zur 
offenen Türe abziehen zu laſſen. Es muß dabei 
berückſichtigt werden, daß als Hauptnahrungsmittel 
ein mehlartiges Gemiſch von Körnern und Hülſen— 
früchten dient, die mit der Handmühle gerieben 
werden. Dieſes Mahl wird teils roh verzehrt, teils 
geröſtet, gewäſſert und geknetet. Ich kann ehrlich 
geſtehen, daß die Stunden der Gaſtfreundſchaft, die 
ich bei den Höhlenſiedlern genoſſen habe, mit Rück⸗ 
jicht auf dieſes Nationalgericht nicht zu den glück— 
lichſten meiner Reiſe zählen. 

Die Wohnungseinrichtungen entſprachen der 
Wohnung ſelbſt. Abgeſehen von dem Bett, das — 
wie ſchon erwähnt — den beſonderen Stolz der 
Inſelbevölkerung bildet, waren meiſt nur ganz 
primitive Sitzgelegenheiten vorhanden. Nirgends 
ſah man das Beſtreben, wie wir es in deutſchen 
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Kleinbäuerliche Siedlung (Wohngebäude) 
bei Matanza. 


Siedlungen finden, die Wohnung etwas reich und 
gemütlich zu geſtalten. Dieſe gewiſſe Armut der 
Ausſtattung fand man allerdings auch ſelbſt in 
den reichſten ſpaniſchen Häuſern. Dies iſt darauf 
zurückzuführen, daß es auf Teneriffa kein gefell- 
ſchaftliches Leben im Sinne deutſcher Gewohn— 
heiten gibt. Der geſellige Verkehr ſpielt ſich ent- 
weder auf der Straße ſelbſt ab, oder man beſucht 
den Freund zu einem kleinen Geſpräch durch's 
Fenſter. 

Die Höhlenwohnungen ſelbſt fand ich ſowohl 
vereinzelt in den Barranco's und den Höhenzügen 
der Cumbre, wie auch als geſchloſſene 
Siedlungen in der Nähe von La Lagung 
und im Valle del Bufadero. Teilweiſe 
liegen die Siedlungen ſogar in 2 und 
3 Etagen übereinander, wobei in der 
Nähe von La Laguna ein Teil der 
Wohnungen unmittelbar unter der 
Straßendecke lag. 

Sehr luftig und uicht minder 
primitiv waren die Tierſtälle, die ich 
in den Hirtenſiedlungen der Barranco's 
fand. Hier hatte man es ſich noch 
bequemer gemacht, als bei dem Woh- 
nungsbau. Für Schweineſtälle begnügte 
man ſich damit, einfach um eine Höhle 
herum mit Hilfe des loſen Eruptiv⸗ 
geſteins einen Wall aufzubauen, der ein 
Ausbrechen der Schweine verhinderte. 


Abb. 8. Primitive Wohn- und Staſlbauten einer Landarbeiter⸗Siedlung. 


Bei den Ziegen gab man ſich nicht einmal die Mühe, ein 
Weglaufen zu verhindern und baute lediglich aus 
Steinen oder Planken eine Art Wetterſchutz vor 
die Höhle und überließ es den Tieren, ſich in der 
Nähe ihr Futter ſelbſt zu ſuchen. Selbſt Tauben- 
ſchläge fand ich in ſolcher Weiſe in den Höhlen- 
wänden eingebaut. 

Die Ställe ſelbſt liegen oft weit weg von den 
eigentlichen Wohnungen und zeugten von der Ehr— 
lichkeit der Bevölkerung. Gerade dieſe Ehrlichkeit 
iſt vielleicht eine der hervorſtechendſten Eigen— 
ſchaften der Teneriffa-Leute, die noch glücklich er- 
gänzt wird durch ihre Gaſtfreundſchaft und große 
Hilfsbereitſchaft gerade der kleinbäuerlichen Be— 
völkerung. Man konnte nicht in die Nähe eines 
Hauſes kommen, ohne daß die Bewohner ſofort mit 
einer Flaſche Wein geſprungen kamen oder einem 
das oben erwähnte, allerdings weniger genußreiche 
Nahrungsmittel „Gofio“ anboten. 


Waren dieje Wohnungen gewiſſermaßen hinein- 
gebettet in die felſige Bruſt der Mutter Erde, ſo 
brachte ein Ritt nach dem faſt 2500 Meter hohen 
Izana-Berge in etwa 1000 Meter Höhe über dem 
Meeresſpiegel ein vollſtändig neues und über 
raſchendes Bild, das in vieler Beziehung an den 
Hüttenbau afrikaniſcher Negervölker erinnerte. In 
den Höhenlagen von Agua manſa (1000 Meter), in 
denen noch Weizen und Roggen gedeiht, und an die 
ſich weiter oben die Lupine anſchließt, fand ich ge- 
ſchloſſene Siedlungen von bäuerlichen Kleinpächtern 
und Landarbeitern, die an Primitivität den vor- 
geſchilderten Höhlenwohnungen kaum etwas nach- 
gaben. Auch hier war im weſentlichen an der 
Ein⸗ Zimmer-Wohnung feſtgehalten worden. Nur 
war das Bauwerk weſentlich luftiger aufgeführt. 
Mit Hilfe des vorhandenen Lava- und Tuffſtein⸗ 
gerölls ſind einfache Umfaſſungsmauern aufgeführt 
worden, die in vielen Fällen längs der Traufkante 
des Hauſes kaum 0,50 bis 1 Meter über das Erd- 
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reich hinausragten. Keller fehlten ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Und auf dieſes primitive Mauerwerk hat man 
dann aus ſelten über armdicken Stengeln (Abb. 2 
und 3) (Rundholz kann man beim beſten Willen 
dieſe krummgebogenen Stangen nicht mehr 
nennen) ein reichlich luftiges Sparrenwerk für ein 
Satteldach errichtet und dabei die Windlatten durch 
Lianen⸗Flechtwerk erſetzt. Die Eindeckung erfolgte 
entweder durch Stroh oder durch Bananenblätter. 
Die Einrichtung auch dieſer Räume entſprach 
durchaus der der Höhlenwohnungen. Nur durch 
die meiſt geöffnete Türe fiel ein Lichtſtrahl hinein 
und erhellte mangelhaft den öden Raum, der 
ſelbſtverſtändlich auch nicht die geringſte Fußboden 
befeſtigung aufwies. Schornſteine und Ofen 
fehlten, wenn man nicht gelegentlich vorhandene 
Herdſteine mit dieſem Namen belegen will. Die 
erforderlichen Viehſtälle waren zum Teil ähnlich auf⸗ 
gebaut, wie das Wohnhaus, zum Teil hatte man 
ſich auch hier begnügt, Erdunterſtände zu ſchaffen 
und durch die Aufrichtung kleiner Lavawälle ein 
Ausbrechen zu verhindern. 

Ihren Erwerb fand die Bevölkerung dieſer ein- 
fachen Höhlenwohnungen und Strohhütten teils 
durch Fiſchereibetrieb — ſoweit ſie, wie z. B. beim 
Valle del Buffadero, unmittelbar an der Küſte ſeß⸗ 
haft waren — teils als Hirten und teils als Land⸗ 
arbeiter bezw. Kleinbauern. Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß hier kein Reichtum geſammelt wird, und 
daß ein Leben auf dieſer Grundlage nur möglich iſt 
dank der an's Unglaubliche grenzenden Beſcheiden⸗ 
heit und Bedürfnisloſigkeit der Teneriffa⸗Leute: 
eine Bedürfnisloſigkeit, die ich eigentlich nur noch 
in Klein⸗Aſien gefunden habe. 

Dank des ausgeſprochenen Gebirgscharakters 
dieſes Landes hat jeder Quadratmeter Boden⸗ 
fläche den Lavamaſſen abgerungen werden müſſen. 
Terraſſe auf Terraſſe iſt in mühſeliger Arbeit auf⸗ 
geſchichtet worden, während man teils in Körben, 
teils mittels Tragtieren die nötige Humuserde 
hinaufbringen mußte. Wenn man heute die noch 
ziemlich hoffnungslos darniederliegenden Kaktus⸗ 
gebiete zwiſchen Santa Cruz und Guimar an der 
Südküſte der Inſel mit den blühenden Bananen- 
und Tomaten-Plantagen des Nordens ſieht, wo 
allein etwa 23 Millionen Bananenpflanzen 
ſtehen, die eine Bruttoeinnahme von rund 
40 Millionen Mark erbringen, dann ſtaunt man 
immer wieder, mit welch zäher Energie hier der 
Natur die erforderlichen Lebensbedingungen ab- 
gerungen worden ſind. R 

Die Löſung dieſes Rätſels liegt aber nicht gu- 
letzt in der oben erwähnten vorbildlichen Be⸗ 


dürfnisloſigkeit der Siedler, die unwillkürlich zu 
Vergleichen mit unſeren deutſchen Verhältniſſen 
anregt. Selbſtverſtändlich wird kein denkender 
Wohnungspolitiker nur den Gedanken oder gar 
den Wunſch haben, mit Rückſicht auf unſere jetzige 
Wohnungsnot ähnliche oder nur annähernd 
gleiche Verhältniſſe in Deutſchland ſchaffen zu 
wollen. Weder unſere Lebensgewohnheiten, noch 
unſere klimatiſchen Verhältniſſe würden einen 
derartigen Schritt zulaſſen. Aber es iſt doch eine 
recht nachdenkliche Sache, wenn man berückſichtigt, 
mit welcher Energie und mit welchem Selbſt⸗ 
beſcheiden ſich die Siedler von Teneriffa geholfen 
und durchgeſetzt haben. Keine Behörde hat ſich 
ihrer angenommen, keine Siedlungsgeſellſchaft 
hat ihnen helfend zur Seite geſtanden; nur auf 
ſich ſelbſt geſtellt, haben ſie verſuchen müſſen, ſich 
irgendwie geeignete Lebens- und Wohnungs: 
bedingungen zu ſchaffen. Und ſie haben ſich tat⸗ 
ſächlich den Boden ſelbſt erobert, haben in auf⸗ 
opferndſter Arbeit um jeden Quadratmeter Land 
gerungen und haben ſchließlich ſich bei der 
Schaffung ihres Hauſes mit dem begnügt, was ſie 
aus eigener Kraft erreichen konnten. 

Sie haben gar nicht daran gedacht, daß es 
Menſchen gibt, die unter günſtigeren Bedingungen 
leben und wohnen, ſondern waren froh, über⸗ 
haupt für ſich und ihre Familie eine Unterkunft 
zu finden, die ſie vor den Unbilden des Wetters 
ſchützt. 

Es iſt ſo recht der Menſchenſchlag, den man 
ſich vorgeſtellt hat, als das Bild des Siedlers zu⸗ 
nächſt mehr in unſerer Phantaſie, als in der 
Wirklichkeit entſtand. Kernige, kräftige Menſchen, 
die nur auf ſich ſelbſt geſtellt ſind und nicht darauf 
warten, daß irgend welche Hilfe von oben kommt. 
Menſchen, die ſelbſt zufaſſen und von ſich aus den 
notwendigen Weg finden und die ſchließlich doch 
zum Ziele kommen, weil ſie ſich nicht von vorn⸗ 
herein zu ſehr belaſten, ſondern ſchrittweiſe vor⸗ 
gehen. Gerade die Siedlung von Agua manſa 
war hierin ſehr lehrreich, denn während in 
ihrem inneren Kern bereits kleine Gehöfte 
ſtanden, die mit mehreren Gebäuden jchon eine 
gewiſſe Wohlhabenheit zum Ausdruck brachten, 
wuchſen an den Randgebieten noch die Kleinheime 
der Jungſiedler heraus, die erſt mit dem Aufbau 
ihrer Wirtſchaft beginnen wollten. 

Man braucht wirklich nicht den Gedanken der 
Höhlenwohnung zu propagieren und man kann 
doch recht gut ihre Bewohner und deren Tatkraft 
manchem unſerer Siedler als lehrhaftes Beiſpiel 
vor Augen halten. 


S a f ġe s h e i m 
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Das Grundbuch in Redt und Praxis. 


Bon Dr. P. Martell. 


a wir auf das heute geltende Grundbuch- 

recht näher eingehen, wollen wir einige 
hiſtoriſche Daten vorausſchicken. Auch in früheren 
Jahrhunderten gab es in manchen Gebieten 
bereits eine Einrichtung, die unſerem heutigen 
Grundbuch ähnlich war. Hingewieſen ſei in dieſer 
Hinſicht auf ein kurfürſtliches Edikt von 1693, 
das für die Reſidenzſtädte Berlin-Cölln die Ein⸗ 
führung eines ſtädtiſchen „Erb- und Lagerbuches“ 
anordnete. Die eigentlichen hiſtoriſchen Vor- 
gänger des heutigen Grundbuchs waren jedoch 
die ſogenannten Hypothekenbücher, die in 
Preußen beiſpielsweiſe durch die Hypotheken— 
und Konkursordnung vom 4. Februar 1722 ge- 
ſchaffen wurden. Schon nach dem damals 
herrſchenden Recht war jede Beſitzveränderung 
oder Belaſtung eines Grundſtücks einzutragen 
und lautete bei Unterlaſſung die Strafe auf Un⸗ 
gültigkeit der Rechtshandlung. Das vorgenannte 
Geſetz wurde in Preußen dann durch die Hypo⸗ 
thekenordnung vom 20. Dezember 1783 abgelöſt, 
die ein Werk des berühmten Rechtsgelehrten 
Suarez war. Beachtenswert iſt hier, daß das 
Hypothekenrecht nur durch wirkliche Eintragung 
in die öffentlichen Bücher erworben wurde, 
während das Eigentum an einem Grundſtück 
durch bloße Übergabe auf Grund ſchriftlichen Ver⸗ 
trages übertragen wurde. Dieſes im älteren 
Recht jahrhundertelang bekannte Hypothekenbuch⸗ 
ſyſtem hatte noch bis zum Jahre 1900 in 
Bayern, Württemberg, Baden, beiden Mecklen— 
burg bezüglich der Rittergüter, in Sachſen— 
Weimar, Schwarzburg⸗Rudolſtadt und in Elſaß⸗ 
Lothringen ſeit 1889 Geltung. 

Das Hypothekenbuchſyſtem iſt nun in neuerer 
Zeit durch das Grundbuchſyſtem überall abgelöſt 
worden. In Preußen vollzog ſich dieſer Über- 
gang durch das am 1. Oktober 1872 in Kraft 
getretene Grundbuchgeſetz, das bald für eine 
Reihe anderer Staaten vorbildlich wurde, ſo für 
Oldenburg, Braunſchweig, Koburg⸗Gotha, beide 
Lippe und Schwarzburg-Rudolſtadt. Ebenſo 
bildete das preußiſche Grundbuchgeſetz die Grund— 


lage für die reichsrechtliche Ordnung dieſes 
Rechtsgebietes. Mit dem Inkrafttreten des 


Bürgerlichen Geſetzbuches am 1. Januar 1900 
wurde die bis dahin wirkſame Grundbuch⸗ 
ordnung durch die Reichsgrundbuchordnung er- 
ſetzt, die nach dem Geſetz vom 24. März 1897 in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 
1898 die Rechtsgrundlage für alle Grundbuch⸗ 
angelegenheiten der Gegenwart bildet. Ein 
weſentlicher Rechtsunterſchied zwiſchen dem alten 
Hypothekenbuchſyſtem und dem neuen Grund- 
buchſyſtem iſt die jetzt geſetzlich vorgeſchriebene 


Eintragung des Eigentumserwerbs neben der bis 
dahin nur üblichen Eintragung des Erwerbs 
dinglicher Rechte. 


Betrachten wir nunmehr nach dieſem kurzen 
hiſtoriſchen Überblick die Grundſätze des modernen 
Grundbuchrechts. Was zunächſt das Grund- 
legende, nämlich die Schaffung des Grundbuch- 
amtes, anbetrifft, ſo iſt in Deutſchland allgemein 
das Amtsgericht gleichzeitig Grundbuchamt, das 
hier eine beſondere Abteilung bildet. Eine Mus- 
nahme hiervon machen nur Baden, Württemberg 
und die beiden Mecklenburg. Die von dem 
Grundbuchamt geführten Grundbücher ſind nach 
Bezirken eingerichtet, die fich meiſt mit den poli- 
tiſchen Bezirken decken, ohne daß dieſes Vorſchrift 
iſt. Für jeden Bezirk iſt ein Grundbuch angelegt, 
das nach Erfordern mehrere Bände umfaßt. 
Jeder Band enthält eines oder mehrere Grund— 
buchblätter oder Grundbuchhefte. Im rechtlichen 
Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuches gilt als 
Grundbuch das für das Grundſtück vorgeſehene 
Grundbuchblatt. Tritt der Fall ein, daß ein 
Grundſtück in mehreren Bezirken liegt, ſo iſt 
dennoch nur ein Grundbuchblatt einzurichten. 
Umgekehrt iſt es zuläſſig, für mehrere Grund— 
ſtücke desſelben Eigentümers, ſoweit ſie im 
gleichen Bezirk des Grundbuchamtes liegen, ein 
gemeinſchaftliches Grundbuchblatt anzulegen. Es 
darf dies jedoch nur dann geſchehen, wenn hier⸗ 
durch nicht eine Verwirrung zu beſorgen iſt. Die 
Bezeichnung der Grundſtücke erfolgt in den 
Grundbüchern nach einem amtlichen Verzeichnis, 
in welchem die Grundſtücke unter Nummern 
oder Buchſtaben aufgeführt werden. Praktiſch iſt 
überall das Kataſter mit dem Grundbuch in Ver⸗ 
bindung gebracht worden. Um eine genaue Feſt⸗ 
ſtellung der Größe der im Grundbuch ein⸗ 
getragenen Grundſtücke zu ermöglichen, hat man 
überall die Grundſtücke auf den Kataſter zurück⸗ 
geführt. Der 1. Januar 1900 war der letzte 
Termin hierfür; ſoweit dies bis dahin noch nicht 
geſchehen war, erfolgten dieſe kataſtermäßigen 
Ergänzungen von Amts wegen. In Preußen 
iſt jedes Amtsgericht im Beſitz einer Abſchrift des 
Flurbuches und der Gebäudeſteuerrolle. Etwaige 
im Laufe eines Jahres eintretende Verände— 
rungen an den Grundſtücken, wie Aufbau oder 
Abbruch von Gebäuden, Neuvermeſſungen uſw., 
werden dem Amtsgericht alljährlich vom Kataſter⸗ 
amt durch „Flurbuchsanhänge“ und „Gebäude⸗ 
ſteuerrollenanhänge“ bekannt gegeben. An Hand 
dieſer werden dann die Grundbücher berichtigt. 


Zuſchreibung und Vereinigung eines Grund⸗ 
ſtücksteils mit einem anderen Grundſtück darf 
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nur dann ſtattfinden, wenn nicht die Gefahr 
einer Verwirrung zu befürchten iſt. Umgekehrt 
ſoll ein Grundſtückteil, der mit einem Rechte be— 
laſtet werden ſoll, von dem Grundſtück abgetrennt 
und in dem Grundbuch als ſelbſtändiges Grund- 
ſtück eingetragen werden. Hier läßt das Geſetz 
allerdings zwei Ausnahmen zu; die Abſchreibung 
nämlich kann unterbleiben, wenn es ſich um eine 
Dienſtbarkeit oder Reallaſt handelt. Voraus— 
ſetzung iſt aber immer, daß keine Verwirrung 
eintreten kann. Eine beſondere Stellung nimmt 
das Grundbuch dem Erbbaurecht gegenüber ein. 
Bei der Bedeutung des letzteren hat man es für 
zweckmäßig gehalten, ein beſonderes Erbbau— 
grundbuch zu ſchaffen. Es wird alſo, wo er ſich 
um die Eintragung eines Erbbaurechts handelt, 
von Amts wegen ein beſonderes Grundbuchblatt 
angelegt, das als Erbbaugrundbuch gilt. Grund— 
ſätzlich iſt dem Erbbauberechtigten von jeder Ein— 
tragung Kenntnis zu geben. 

Im allgemeinen iſt der Grundſtückseigen— 
tümer berechtigt, ihm zuſtehende, ſubjektiv ding- 
liche Rechte im Grundbuch eintragen zu laſſen. 
Zu dieſen Rechten gehören insbeſondere Grund— 
dienſtbarkeiten, Reallaſten, Renten, Waſſerrechte, 
Zwangsbenutzungsrechte, gelegentlich auch Real— 
gewerbrechte, unter Umſtänden auch Vorkaufs— 
rechte. Handelt es ſich um Grunddienſtbarkeiten, 
ſo kann ein Antrag auch von dem Pfandgläubiger 
geſtellt werden. Urkunden, welche die Grundlage 
einer Eintragung bilden, müſſen vom Grund— 
buchamt aufbewahrt werden. Die Herausgabe 
einer ſolchen Urkunde iſt nur dann ſtatthaft, 
wenn an Stelle der Urkunde eine beglaubigte Ab- 
ſchrift dem Grundbuchamt verbleibt. Die Ein— 
ſicht in das Grundbuch iſt im Prinzip nicht jeder⸗ 
mann geſtattet, ſondern nur ſo weit, als ein be— 
rechtigtes Intereſſe vorliegt. Dieſes iſt dann ge— 
geben, wenn beiſpielsweiſe jemand ernſthafter 
Bewerber um ein Grundſtück iſt. Das Recht der 
Einſicht erſtreckt ſich in einem ſolchen Falle auch 
auf die beim Grundbuchamt niedergelegten Ur— 
kunden. Perſonen berechtigten Intereſſes muß 
auf Antrag auch von den Eintragungen oder 
Urkunden eine beglaubigte Abſchrift erteilt 
werden. Das Recht der Einſicht erſtreckt fich 
auch auf nicht erledigte Eintragungsanträge. 
Recht und Pflicht der Eintragungen in das 
Grundbuch ſind durch das Grundbuchrecht in 
ſehr eingehender Weiſe geregelt. Im allgemeinen 
kann eine Eintragung naturgemäß ſtets nur von 
dem Berechtigten ausgehen, beziehungsweiſe kann 
eine ſolche nur mit der Zuſtimmung desſelben 
erfolgen. Was die Löſchung von Rechten auf 
Lebenszeit anbetrifft, ſo darf dieſe nach dem 
Tode des Berechtigten nur mit Zuſtimmung des 
Rechtsnachfolgers vorgenommen werden. Dies 
gilt allerdings nur, wenn die Löſchung vor Ab— 


lauf eines Jahres nach dem Tode des Berechtigten 
erfolgen ſoll oder wenn der Rechtsnachfolger 
gegen die Löſchung bei dem Grundbuchamt 
Widerſpruch erhoben hat. Der Einwilligung des 
Rechtsnachfolgers bedarf es jedoch nicht, wenn 
das Grundbuch einen Vermerk erhält, nach 
welchem die Löſchung des Rechts ohne weiteres 
bei Nachweis des Todes des Berechtigten eintritt. 
Eine Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld 
darf ſtets nur mit Zuſtimmung des Eigentümers 
des Grundſtücks gelöſcht werden. In einer nicht 
geringen Zahl von Fällen ſind die Behörden be— 
fugt, Eintragungen in das Grundbuch Vor- 
nehmen zu laſſen. Hierzu gehören insbeſondere 
die gerichtlichen einſtweiligen Verfügungen, 
Zwangsvollſtreckungs - Vermerke, Eintragungen 
über Enteignungen uſw. Eintragungen von 
Hypotheken ſollen nur dann erfolgen, ſofern der 
Hypothekenbrief vorgelegt wird. Beſteht die Ber- 
mutung, daß eine Hypothek zu Unrecht ein— 
getragen würde, ſo kann der Berechtigte einen 
Widerſpruch eintragen laſſen, der natürlich ſach— 
lich ausreichend zu begründen iſt. Was von der 
Eintragung einer Hypothek gilt, trifft auch auf 
Grundſchuldbriefe, Rentenſchuldbriefe, Inhaber— 
und Orderpapiere zu; in allen dieſen Fällen 
müſſen die Urkunden vorgelegt werden, die auch 
einen entſprechenden Vermerk erhalten. 

Was die Frage des Ranges und der Reihen— 
folge betrifft, jo ergibt fih zunächſt die Reihen- 
folge der Anträge und Eintragungen nach der 
Zeitfolge ihrer Einreichung. Hat eine gleich— 
zeitige Einreichung der Anträge ſtattgefunden, fo 
muß das Grundbuch einen Vermerk aufnehmen, 
daß die Eintragungen gleichen Rang beſitzen. 
Andererſeits bleibt es dem Berechtigten un— 
benommen, das Rangverhältnis der Ein— 
tragungen ſelbſt zu beſtimmen. Liegt der Fall 
gemeinſchaftlicher Rechte vor, daß alſo ein Recht 
für mehrere gemeinſchaftlich eingetragen werden 
ſoll, ſo hat die Eintragung nach Möglichkeit die 
Anteile der Berechtigten in Bruchteilen angu- 
geben, oder es iſt das Rechtsverhältnis, ſoweit es 
für die Gemeinſchaft gültig ift, genau zu be- 


zeichnen. Sämtliche Mitberechtigte find nament- 
lich einzutragen. Eine gemeinſame Eintragung 
über verſchiedene Hypotheken verſchiedener 


Gläubiger iſt unzuläſſig. Soweit eine Belaſtung 
mehrerer Grundſtücke mit einem Rechte ſtatt⸗ 
findet, wird amtlich auf jedem Grundbuchblatt 
des betreffenden Grundſtücks ein entſprechender 
Vermerk gemacht. Iſt für einen Vorerben für 
ein Grundſtück ein beſonderes Recht eingetragen 
worden, ſo erfolgt zwangsläufig von Amts wegen 
die Eintragung des für den Nacherben geltenden 


Rechtes. Einzutragen ift ferner der zur Aus- 
übung der Rechte des Nacherben beſtimmte 
Teſtamentsvollſtrecker, der auch in anderen 
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Fällen, ſoweit bekannt, grundſätzlich im Grund— 
buch eingetragen iſt. 

Was die Berichtigung falſcher Grundbuch- 
eintragungen anbetrifft, ſo hat das Grundbuch⸗ 
amt einen Widerſpruch einzutragen, wenn die 
Eintragung unter Verletzung geſetzlicher Vor- 
ſchriften erfolgte. Iſt eine Eintragung inhaltlich 
nicht zuläſſig, ſo erfolgt die Löſchung von Amts 
wegen. Als unrichtige Eintragungen gelten bei— 
ſpielsweiſe nicht rechtsfähige Vereine oder nicht 
exiſtierende Perſonen. Keine Unrichtigkeit ſtellt 
in Preußen die Eintragung einer Kirchen— 
gemeinde als Eigentümerin eines an die Orts- 
kirche aufgelaſſenen Grundſtücks dar. Schreib- 
fehler können von Amts wegen ohne weiteres 
berichtigt werden. Das Grundbuchamt hat ſtets 
jedem der unmittelbar Beteiligten von jeder Ein— 
tragung, gleichviel welcher Art, Kenntnis zu 
geben. 


Eine große Rolle im Grundbuchrecht ſpielt 
der Hypothekenbrief, Grundſchuldbrief und 
Rentenſchuldbrief. Grundſätzlich findet die Er- 
teilung des Hypothekenbriefes vom Grundbuch⸗ 
amt ſtatt. Jeder Hypothekenbrief hat inhaltlich 
beſtimmte geſetzliche Vorſchriften zu erfüllen, 
wenn er als Hypothekenbrief Geltung haben ſoll 
Zunächſt muß er die Bezeichnung „Hypotheken— 
brief“ enthalten, den Geldbetrag und das De- 
laſtende Grundſtück nennen, ſowie Unterſchrift 
und Siegel aufweiſen. Dieſe Merkmale find n- 
erläßlich und zwingende Vorſchrift. Nach dem 
Grundbuchrecht ſoll der Hypothekenbrief ferner 
die Nummer des Grundbuchblattes angeben und 
einen Auszug aus dem Grundbuch enthalten. 
Dieſe beiden Erforderniſſe ſind nicht zwingend, 
ſondern rechtlich nur dringend erwünſcht. Der 
Auszug ſoll enthalten die Bezeichnung des 
Grundſtückes nach dem Inhalt des Grundbuches, 
die Bezeichnung des Eigentümers, den Inhaber 
der die Hypothek betreffenden Eintragungen, 
gegebenenfalls auch den Inhalt der Urkunden, 
ferner eine kurze Bezeichnung des Inhalts der 
Eintragungen, welche der Hypothek im Range 
vorgehen oder gleichſtehen. Auf Antrag iſt eine 
Ergänzung des Auszuges vorzunehmen, ſobald 
der Inhalt des Grundbuches eine Veränderung 
erfährt. Liegt der Forderung, für welche die 
Hypothek beſteht, eine Urkunde zugrunde, ſo iſt 
dieſe mit dem Hypothekenbriefe zu verbinden. 
Nimmt die Urkunde auch noch auf andere An- 
gelegenheiten bezug, ſo genügt es, wenn ein 
öffentlich beglaubigter Auszug aus der Urkunde 
mit dem Hypothekenbrief verbunden wird. Über 
eine Geſamthypothek wird ſtets nur ein Hypo— 
thekenbrief erteilt. Soweit die belaſteten Grund- 
ſtücke verſchiedenen Bezirken angehören, erteilt 
jedes Grundbuchamt einen beſonderen Hypo- 


thekenbrief und ſind dann ſämtliche Briefe mit⸗ 
einander zu verbinden. 

Teilhypothekenbriefe, die nach Form und Jn- 
halt dem eigentlichen Hypothekenbrief entſprechen 
müſſen, wobei ſie die Bezeichnung „Teilhypo⸗ 
thekenbrief“ zu enthalten haben, dürfen nicht nur 
vom Grundbuchamt, ſondern auch von einem 
Gericht oder Notar ausgeſtellt werden. Der 
Teilhypothekenbrief nennt den Teilbetrag der 
Hypothek, auf den er fich bezieht; eine mit dem 
Stammhypothekenbrief verbundene Urkunde iſt 
in beglaubigter Abſchrift mit dem Teilhypo⸗ 
thekenbrief zu verbinden. Sofern ein Teilhypo⸗ 
thekenbrief ausgeſtellt wurde, erhält der Stamm⸗ 
brief einen entſprechenden Vermerk. Spätere 
Eintragungen, die ſich auf eine Hypothek be— 
ziehen, ſind ſeitens des Grundbuchamtes auf dem 
Hypothekenbrief zu vermerken, wobei der Ber- 
merk Unterſchrift und Siegel zu erhalten hat. 
Das Grundbuchamt fordert in dieſem Fall den 
Beſitzer des Briefes zur Vorlegung desſelben auf. 
Kommt eine Geſamthypothek auf die einzelnen 
Grundſtücke zur Verteilung, ſo wird für jedes 
Grundſtück ein neuer Brief ausgeſtellt. 

Wird eine Umwandlung der Hypothek durch— 
geführt, ſo daß etwa eine Grundſchuld oder 
Rentenſchuld an Stelle der Hypothek tritt, ſo iſt 
dieſe Umwandlung auf dem Hypothekenbrief zu 
vermerken. Iſt ein Gläubiger im Beſitz 
mehrerer gleichrangiger oder im Rang unmittel- 
bar aufeinander folgender Hypotheken, jo fann 
er mit Zuſtimmung des Eigentümers be- 
antragen, daß ihm über die ſämtlichen Hypo⸗ 
theken ein einziger Brief erteilt wird. Befinden 
ſich Teilhypotheken darunter, ſo kann der gemein⸗ 
ſame Brief nur verlangt werden, wenn der zu 
bildende Brief ein Stammbrief iſt, ſo daß alle 
Teile einer früher geteilten Hypothek wieder in 
einer Hand vereinigt werden. Das Grundbuch⸗ 
amt muß einem Antrage auf Neuausſtellung 
eines Hypothekenbriefes Folge leiſten, wenn ein 
ſolcher verloren ging und wenn das in dieſem 
Fall geſetzlich vorgeſchriebene Aufgebotsverfahren 
vorausging. Der neu ausgeſtellte Hypotheken⸗ 
brief erhält einen Vermerk, daß er an Stelle des 
alten Briefes getreten iſt. Tritt eine Löſchung 
der Hypothek ein, jo ift der betreffende Hypo- 
thekenbrief unbrauchbar zu machen und zu Ver- 
nichten. Was vorſtehend von der Hypothek ge- 
jagt wurde, gilt ſinngemäß auch für die Grund- 
ſchuldbriefe und Rentenſchuldbriefe. 

Gegen Entſcheidungen des Grundbuchamtes 
ſteht das Rechtsmittel der Beſchwerde zur Ver- 
fügung. Im Prinzip iſt gegen eine Eintragung 
anders gearteten Maßnahmen des Grundbuch- 
amtes die Beſchwerde in der Regel ſtatthaft. Um 
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einige Beiſpiele zu nennen, ſo iſt die Beſchwerde 
gegeben gegen den Inhalt eines Hypotheken— 
briefes, gegen Vormerkungen und Widerſprüche 
uſw. Als Beſchwerdegericht in Grundbuchſachen 
iſt das Landgericht eingeſetzt worden; die Zu⸗ 
ſtändigkeit ergibt ſich aus dem Bezirk des Grund⸗ 
buchamts. Die Beſchwerde kann ſowohl beim 
Grundbuchamt ſelbſt, wie auch bei dem Land⸗ 
gericht ſchriftlich eingereicht oder zu Protokoll ge⸗ 
geben werden. Für das Verfahren beſteht kein 
Anwaltszwang; beſtimmte Friſten ſind nicht ein⸗ 
zuhalten. Das Beſchwerdegericht hat das Recht, 
erforderlichenfalls durch eine einſtweilige Ver- 
ordnung dem Grundbuchamt aufzugeben, eine 
Vormerkung oder einen Widerſpruch einzutragen. 
Das Beſchwerdegericht hat ſeine Entſcheidungen 
zu begründen und dem Beſchwerdeführer bekannt⸗ 
zugeben. Gegen eine Entſcheidung des Be⸗ 
ſchwerdegerichts, hier alſo Landgericht, iſt eine 
weitere Beſchwerde beim Oberlandesgericht zu⸗ 
läſſig, jedoch nur in dem Fall, daß die Verletzung 
eines Geſetzes vorliegt. Für alle Beſchwerde⸗ 


verfahren beſteht der Anwaltzwang. Behörden 
dagegen ſind vom Anwaltzwang befreit. Die 
Beſchwerden in Grundbuchſachen werden bei den 
Landgerichten durch eine Zivilkammer und bei 
den Oberlandesgerichten durch einen Zivilſenat 
bearbeitet. Unter gewiſſen Vorausſetzungen kann 
bei Beſchwerden vor dem Oberlandesgericht auch 
eine Mitwirkung des Reichsgerichts in Frage 
kommen. 

Unſere vorſtehenden Ausführungen beziehen 
ſich ausſchließlich auf die Grundbuchordnung für 
das deutſche Reich. Die verſchiedenen Landes- 
geſetze haben den Kreis des Grundbuchrechts teil⸗ 
weiſe nicht unerheblich erweitert, da das Reichs⸗ 
geſetz eine ganze Reihe von Vorbehalten zu- 
gunſten des Landesrechts getroffen hat. Die ver⸗ 
ſchiedenen Landesgeſetzgebungen haben denn auch 
von dieſen Vorbehalten reichlich Gebrauch ge⸗ 
macht und iſt auch in den verſchiedenen Aus⸗ 
führungsgeſetzen zur Reichs⸗ Grundbuchordnung 
das Gebiet des Grundbuchrechts erheblich er⸗ 
weitert worden. 


vermiſchtes. 


Heimatſchutz und Landesplanung. 

Der Schleſiſche Bund für Heimatſchutz hielt am 17. Mai 
ſeine Hauptverſammlung ab. Nur etwa 30 Perſonen 
fanden ſich zuſammen als Überreſt einer einſt großen 
Schar, eine Illustration dazu, wie ſehr die Inflation mit 
ihren Folgeerſcheinungen jede kulturelle und ideelle Arbeit 
lahmgelegt hat. Es kam in der Verſammlung zum Aus⸗ 
druck, daß der Bund vor neuer Wiederaufbauarbeit ſteht 
und die Hoffnung hegt, einmal verlorenes Gebiet wieder- 
zuerobern, andererſeits neues Land zu gewinnen und 
ſeine Tätigkeit beſonders auf die Geſtaltung des Neuen 
zu erſtrecken. 

Nach Abſchluß des geſchäftlichen Teiles hielt Herr Reg.⸗ 
Baumeiſter a. D. Langen auf Einladung des Bundes 
einen Vortrag über den Generalbeſiedlungsplan W a l- 
denburg unter dem Thema: „Heimatſchutz und Landes⸗ 
planung“. Er führte etwa folgendes aus: 

„Heimatſchutz: Heimat, Gefühl, Erinnerung, eine Be- 
wegung, die zunächſt ſammelt, ſortiert und daher 
retroſpectiv eingeſtellt iſt. So kommt ſie in Widerſpruch 
mit der Wirklichkeit und der Wirtſchaft. In Erkenntnis 
dieſes Vorganges hat der Heimatſchutz jetzt ſeine Be⸗ 
ſtrebungen auf das Neue gerichtet. be 

Es iſt auch unmöglich, mit der kommenden Wirtſchaft 
fertig zu werden, wenn man ſich darauf beſchränkt, gewiſſe 
Vorbilder zu geben; vielmehr muß der Verſuch gemacht 
werden, die wirtſchaftliche Entwicklung ſtark zu beein⸗ 
fluſſen. So ergibt ſich ein anderes Sammelwort: Für 
N us Heimatba u. Dies ijt eine Aufgabe der 
andesplanung, ihr Ziel iſt die Geſtaltung der neuen 
Heimat. So genügt es a en nicht, einzelne 
Bauvorhaben nach formalen Grundſätzen zu beraten, 
ſondern man muß den Bauherren wirtſchaftliche An⸗ 
regungen geben, die eine Erreichung beider Ziele, der der 
Wirtſchaftlichkeit und der der Kultur, ermöglichen. Eine 
gute Landesplanung auf lange Sicht iſt immer in der 
Lage, beſſere Vorſchläge zu machen, als die augenblickliche 
Wirtſchaftspraxis. Sie wird dieſer immer überlegen ſein. 


Solche Pläne können nur Erfolg haben, wenn ſie auf⸗ 
geſtellt ſind nach den Grundſätzen der höchſten Wirtſchaft⸗ 
lichkeit und Sozialität. 

Man nehme das Beiſpiel der Landwirtſchaft! 
Hier ſcheint Planung des Theoretikers zur Undurchführ⸗ 
barkeit verurteilt zu ſein, und dennoch eilt auch in der 
Landwirtſchaft die Wiſſenſchaft der Praxis um Jahrzehnte 
voraus. Man denke an die Bewegung der Grünland⸗ 
Wirtſchaft. Ohne großzügige Umlegungen wird nicht 
auszukommen ſein; ſchon im vergangenen Jahrhundert 
ſind ſolche gemacht worden, für die ukunft werden fie 
nur möglich ſein, wenn umfaſſende Siedlungspläne ſie 
vorſehen. 

Die Wald- und Forſtwirtſchaft: Wald wird 
im allgemeinen als Reſerve für Grubenholz angeſehen, 
jo auch in Waldenburg. Doch Hier ift der Waldbeſtand 
dafür zu ſchade. Billiges geeignetes Grubenholz kommt 
aus dem Oſten. Man geht auch in der Forſtwirtſchaft 
zur rationellen Bewirtſchaftung und Hoch üchtung unſerer 
Beſtände über. So ſucht man u. a. ſtatt des reinen 
Kiefernwaldes den Miſchwald durchzuführen. Im Wal⸗ 
denburger Gebiet iſt eine rege Kleininduſtrie auf Buchen⸗ 
holz gegründet. Import von ſolchem Buchenholz iſt da⸗ 
her nötig. Aufgabe des neuen Siedlungsplanes wird es 
ſein, dieſen Import zu erübrigen. 8 

Auch der Bergbau iſt in Umſtellung begriffen, 
worüber ſich zurzeit noch nicht viel ſagen läßt. Auch hier 
müſſen die wiſſenſchaftlichen Forſchungen und Erfahrungen 
durch einen Siedlungsplan vorbereitet werden. Die am 
Bergbau hängende Verarbeitungsinduſtrie iſt in Walden⸗ 
burg verhältnismäßig ſchlecht entwickelt, anders als in 
Sachſen, Rheinland, Weſtfalen. Sie wird ebenfalls vor⸗ 
bereitet werden müſſen. 

Die Fremdeninduſtrie. Auch für ſie ſind 
ganze iete vorzuſehen unter dem Geſichtspunkt daß 
ſie an gewiſſen Stellen, wo lediglich ſie gr die Ernährung 
der Bevölferung in Frage kommt, den Vorrang vor allen 
anderen haben muß. 


R 


Säle Fit e 


So iſt die Aufgabe des Siedlungsplanes die organiſche 
Erfaſſung der Arbeit, die planmäßige Bearbeitung der 
geſamten Wirtſchaft unſeres Volkes. Es iſt eine wirt⸗ 
ſchaftlich⸗ſoziale Spezialarbeit, die an den Hochſchulen noch 
nicht gelehrt wird, eine Pionierarbeit, wo ſich einzelne 
den Weg bohren müſſen. Sie iſt auch keine eigentliche 
Architektenarbeit, ſondern die Vorbedingung zu dieſer. 
Es harrt der Architekten in dieſem Zuſammenhange eine 
unendliche Arbeit; auch in Waldenburg iſt unter den ein⸗ 
gereichten Entwürfen ſelten ein guter. Es beſteht nur 
die Frage, wie kommen die Architekten an dieſe Aufgaben 
heran? Hier tritt der Generalbeſiedlungsplan erfolgreich 
in Tätigkeit, denn er zwingt die Behörden dazu, die Bau⸗ 
beratungsſtellen auszubauen, damit jeder Bau in die 
richtigen Hände kommt. 

Endlich iſt ein Beweismittel für die Notwendigkeit 
der Generalbeſiedlungspläne die Bevölkerungs⸗ 
frage. Die Wohnungsverhältniſſe im Waldenburger 
Gebiet ſind von altersher entſetzlich, die ſchlechten Ver⸗ 
bältnifje des Krieges und der Inflation kamen hinzu. 
Die Folge iſt eine Degeneration, wie ſie kaum wirtſchaft⸗ 
lich aufzuhalten iſt. Die Beſtrebungen, durch Schaffung 
von Heimſtätten und Gärten dem entgegenzuwirken, ſind 
gut, erfordern jedoch ſehr viel Zeit und Koſten. Es iſt 
eine Frage, ob ſie nicht zu ſpät kommen. Hier iſt eine 
Anregung der Induſtrie, die Umſiedlung, ſehr wertvoll. 
Sie würde ſchaffen: Miſchung der Bevölkerung, und da⸗ 
mit der Degeneration entgegenwirken. TEEN 

Dieſe Aufgaben find fo gewaltig, daß die Induſtrie ſich 
ſagen muß, daß ſie nur zum Ziel gelangen kann, wenn 
alle dieſe ſozialen Belange in die Generalbeſiedlungs⸗ 
pläne mit Hinein geadelt werden. Das treibende 
Moment wird hier ſein, daß im Sinne der Verbeſſerung 
der geſamten Volkskraft gerade im bedrohten Oſten neue 
Kraftſammler gebildet werden, und daß Beſiedlungs⸗ und 
Landespläne eben infolge dieſer ſozialen Belange durch 
die Hilfe des Reiches unterſtützt werden und ſo imſtande 
ſind, das Intereſſe der großen Wirtſchaftsmächte, der 
Landwirtſchaft und Induſtrie, zuſammenzufaſſen. Reichs⸗ 
hilfe kann es nur geben für dieſe ganz große Aufgabe des 
Heimatbaues.“ 

Reg.⸗Baumeiſter Langen betonte im Eingang, daß er 
keinen fertigen Plan vorlegen könne, ſondern nur all⸗ 
gemeine theoretiſche Grundſätze, bezogen auf das Walden⸗ 
burg Beiſpiel, da das Weſentliche der Arbeit eines ſolchen 
Generalbeſiedlungsplanes in ſeiner großen Flüſſigkeit 
beſtehe. Der Vortrag war trotz dieſes Umſtandes und 
trotz des Fehlens der erläuternden Lichtbilder, wofür Herr 
L. einen zweiten Vortrag zuſagte, von großem Intereſſe; 
es iſt dem Bund für Heimatſchutz zu danken, daß er ihn 
anregte, wobei der Gedanke der Einwirku auf das 


Neue, die er ſich zum Ziele geſetzt hat, beſonders Be 


grüßen ift. 


Hausfrau und Wohnung. 

Über dieſes Thema ſprach in einer gut beſuchten 
Verſammlung des Schleſiſchen Hausfrauenbundes, 
Breslau, der auch Vertreter der Regierung und des 
Magiſtrates beiwohnten, im Saale des Südpark⸗Reſtau⸗ 
rants am 25. Mai Frau Colden⸗Jaenicke⸗Breslau. Der 
Schleſiſche Hausfrauenbund hat ſeit längerer Zeit eine 
Wohnungsbau⸗Studienkommiſſion eingeſetzt, die es fih zur 
Aufgabe geſetzt hat, durch eifriges Studium aller ein⸗ 
ſchlägigen Fragen ſich zu einer aktiven Einflußnahme auf 
die Geſtaltung der neuzeitlichen Wohnung das nötige 
Rüſtzeug zu erwerben. Dieſes Erwachen des Intereſſes 
für Baudinge in weiteren Kreiſen der mittelſtändiſchen 
Hausfrauen (nicht nur der ſelbſt Wohnungsloſen) iſt aufs 
Wärmſte zu begrüßen und einſichtige Vertreter der zu⸗ 
ſtändige hörden und der Architektenſchaft werden von 
der hier angebotenen Mitarbeit an der Löſung des 
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Problems der zeitgemäßen Wohnung gerne Gebrauch 
machen. Die Rednerin kritiſierte zum Teil ſcharf, aber 


auch wohl mit Recht viele der bei zahlreichen ſich⸗ 
tigungen geſehenen Breslauer Neuwohnungen und 
ſormulierte ſodann in ſehr klarer, ſachlicher Zorm die 


Wünſche und Forderungen, die die Hausfrau an die 
heutige Wohnung ſtellen müſſe, und die im weſentlichen 
auf das hinausliefen, was in dieſen Blättern ſeit Jahren 
verfochten wird, und was die Schleſiſche Heimſtätte in ihren 
Muſtertypen zum großen Teil ſchon verwirklicht hat. 
Naturgemäß richteten ſich die Forderungen im weſent⸗ 
lichen auf reichlichere Bemeſſung und durchdachte Ge⸗ 
ſtaltung der Wirtſchaftsräume. Doch kam erfreulicherweiſe 
auch eine energiſche Abkehr von bloß repräſentativen 
Rückſichten bei der Wohnungsgeſtaltung und klare Ein⸗ 
ſicht in die veränderten Zeitverhältniſſe und wirtſchaft⸗ 
lichen Schwierigkeiten, mit denen das Bauweſen zu 
kämpfen hat, beſonders in der anſchließenden, ſehr an⸗ 
geregten und eingehenden Diskuſſion zum Ausdruck. Bo. 


Aus der Schleſiſchen Zeitung entnehmen wir: 
„Beamten⸗Siedlungsrenten find einkommenſteuerfrei. 
Das Reich kann den auf Grund der Perſonalabbau⸗ 
verordnung in den dauernden Ruheſtand verſetzten Be⸗ 
anten ſowie Wartegeldempfängern den Erwerb und die 
Bebauung von Grundeigentum oder eines Erbbaurechts 
er und landwirtſchaftlicher Siedlung erleichtern. 
näheren Beſtimmungen ſind in der Beamtenſiedlungs⸗ 
verordnung vom 11. 2. 1924 (R.⸗G.⸗Bl. 1 S. 53) nieder⸗ 
egt. Nach ihnen kann im Falle des Erwerbes von 
rundeigentum oder eines Erbbaurechts zu genannten 
Zwecken durch einen Ruhegehalts⸗ oder rtegeld⸗ 
empfänger auf Antrag dieſes das Ruhegehalt (Wartegeld) 
bis zur Hälfte in eine Rente umgewandelt werden, die 
zur Verzinſung und 5 der Schuld aus dem Er⸗ 
werb des Grundſtücks (Erbbaurechts) gilt. Der Ey 
werber hat die ihm bewilligte te ſchriftlich und 
unwiderruflich an den Veräußerer des Grundſtücks (Erb- 
baurechts) abzutreten, oder an denjenigen, der ihm durch 
Hingabe eines 5 den Erwerb oder die Be⸗ 
8 N er Erwerb von Grundeigentum 
und Verträge über die 1 zu vorbezeichneten 
Zwecken ſowie die Abtretung der Rente ſind von allen 
bühren, Stempelabgaben und Steuern des Reichs, 
der Länder und 1 öffentlicher Körperſchaften nach 
näherer Beſtimmung 11 der Verordnung, befreit. 
e An ee re su ent- 
p e Befreiungsvorſchriften für ihre Beamten er- 
laſſen. In einem ARER Erlaß hat der Reichsminiſter 
der Finanzen die Siedlungsrenten ſowie die übrigen auf 
Grund der Verordnung vom 11. 2. 1924 von Ländern, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden bewilligten ent⸗ 
ſprechenden Renten von dem Steuerabzug vom Arbeits⸗ 
lohn freigeſtellt. Die Finanzämter ſind deshalb er⸗ 
mächtigt worden, die Renten von der Einkommenſteuer 
zu befreien. Soweit dem Ruhegehalts⸗ oder Wartegeld- 
empfänger das Ruhegehalt (Wartegeld) verbleibt, tritt 
ſelbſtverſtändlich in der Abzugs⸗ und Steuerpflicht keine 
Anderung ein.“ 


Die Aktienhäuſer in Finnland. 

Eine dem finniſchen Bauweſen eigentümliche Er⸗ 
tag find AN Aktienhäuſer, die mit den 
Wohnungsvereinen in Deutſchland manche Ahnlichkeit 
Beben, indem man dieſelben e als ein nivel⸗ 
ierendes Mittel gegen unſolide Bauſpekulation betrachten 
wollte. Die wirtſchaftliche Baſis, auf welcher dieſer 
Aktienhäuſerbau vor ſich geht, iſt folgende: Eine Reihe 
von Leuten, die eine neue Wohnung wünſchen, ver⸗ 
einigen ſich zu einer Aktiengeſellſchaft, deren Zweck der 
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gemeinſame Bau eines Hauſes ift. Die Finanzierung 
dieſer Heinen Geſellſchaft erfolgt in der Regel auf der 
Grundlage, daß etwa 20 Prozent des Wertes des geplanten 
Baues eingezahlt werden, während der Reſt von einer 
Bank hergegeben wird. Dem Aktieninhaber ſteht nun 
das Recht zu, in dem Hauſe eine Wohnung zu bean⸗ 
ſpruchen; man einigt ſich gemeinſam über die Bau⸗ 
pläne, wobei die geplanten Wohnungen untereinander 
ur Verteilung kommen. So weit die Sachlage und das 
Recht aller es bautechniſch zuläßt, werden einzelne 
Wünſche, wie Raumgröße der verſchiedenen Zimmer, be⸗ 
rückſichtigt. Für die Innenausſtattung der Wohnungen, 
beſonders hinſichtlich der Decken, ten, er 
kleidungen, Ofen, Beleuchtung, werden für die Gemein- 
ſchaft gültige Normalſätze feſtgeſtellt. Geht nun der 
Mieter reſp. Aktieninhaber nach Übereinkunft mit dem 
Architekten unter oder über die Norm, ſo erhält oder 
trägt der Mieter die Differenz. Die wirtſchaftlichen Vor⸗ 
teile einer ſolchen Hausaktiengeſellſchaft ſind klar er⸗ 
ſichtlich; eine einwandfreie Leitung des Unternehmens 
allerdings 5 Einmal wird ein billigerer Bau 
und damit billigerer Mietzins erzielt. Der Hausbeſitzer⸗ 
gewinn ſowie ſpekulative Baugewinne kommen in Fort⸗ 
fall. Der Bau geht in der Regel auf ſolider bau⸗ 
techniſcher Grundl vor ſich, da die Anteilhaber die 
Bauarbeiten kontrollieren. Vielfach iſt der Architekt auch 
ſelbſt Aktieninhaber. Ferner iſt von Wert, daß die 
ſchematiſche Ausſtattung in den Wohnungen in Weg⸗ 
fall kommt, und daß die Individualität in Sachen des 
Geſchmacks hierdurch das Recht freier Betätigung erhält. 
Als vierter nicht zu unterſchätzender Vorteil iſt auch zu 
erwähnen, daß durch die Mietergemeinſchaft die Fern⸗ 
haltung unerwünſchter Mieter geſichert iſt. Als letzter 
Nutzen dieſer Aktienhäuſer ſei genannt, daß den Erbauern 
der Anteil an der Wertzunahme des Hauſes verbleibt. 
Die beteiligten Hausaktionäre wählen in der Regel 
ein Baukomitee, dem die eigentliche Erbauung des Hauſes 
obliegt. Die Mietskontrakte der beteiligten Anteilhaber 
laufen an und für ſich unbefriſtet. Ein Aktionär kann 
ſeine Aktien nur unter Zuſtimmung aller Geſchäfts⸗ 
mitglieder weitergeben, wie auch ein Anteilhaber ſeine 
Wohnung nur mit Bewilligung aller andern Aktien⸗ 
inhaber weiter vermieten darf. Hierdurch kann leicht 
verhindert werden, daß unliebſame Mitbewohner in das 
Haus kommen. Vereinzelt werden auch Mieter auf⸗ 
genommen, die keine Hausaktien beſitzen. In einem 
ſolchen Fall zahlen die Betreffenden lediglich höhere 
Mieten, und legt dann ein regelrechtes Mietsverhältnis 
vor. 
Es gibt finniſche Hausaktiengeſellſchaften, deren Aktien⸗ 
kapital eine ganz gute Verzinſung (3. B. 5%) aufweiſt, 
jo daß den Anteilhabern ihre billige re et voll 
ur Geltung kommt. enoei Hausaktiengejellichaften be- 
Heben gegenwärtig in Finnland etwa 200; in neueſter 
Zeit hat jedoch die Gründung dieſer Geſellſchaften etwas 
nachgelaſſen. Die Urſache iſt darin zu ſuchen, daß ein⸗ 
zelne Geſellſchaften ſchlechte Erfahrungen gemacht haben, 
auch hat es die Bauſpekulation verſtanden, in dieſes Ge⸗ 
biet erfolgreich einzudringen. Es ſind nämlich die Fälle 
häufiger geworden, wo ein Architekt, der bauen, ein 
Grundſtücksbeſitzer, der ein Grundſtück gern los ſein 
möchte, ein Ziegel⸗, Trägerlieferant uſw., der Aufträge 
nötig braucht, ſich zu einer ſolchen Hausaktiengeſellſchaft 
uſammentun. In geſchickter Weiſe ſucht man dann eine 
eihe von Wohnung ſuchenden Leuten als Mitaktionäre 
8 gewinnen, pin alsdann das Haus gebaut wird. 
ie Gründer wiſſen fih dann aus dem Grundſtück, der 
Bauleitung und den Baulieferungen den ünſchten 
Gewinn zu holen, was natu mäß zu einem bedeutenden 
Schaden der nich fachmann en nteilhaber ausſchlägt. 
Die Spekulanten poen und willen dann außerordentlich 
billig zu bauen, wobei die 5 meiſt ſo 
lauten, daß es nicht ſchwer hält, die Aktien loszuſchlagen. 


Die übrigen Aktionäre haben dann das zweifelhafte Ber- 
gnügen, in einem ſchlecht gebauten Hauſe zu wohnen, 
das ihnen überdies durch unverhältnismäßig hohe Re⸗ 
paraturkoſten ſtarke Verluſte an ihrem Anteil bringt. 
Trotz alledem kann man ſagen, daß gegenwärtig der 
finniſche Aktienhäuſerbau noch auf geſunder Grundlage 
im allgemeinen ſteht. Die finniſche Hauptſtadt Helſingfors 
iſt im Aufblühen begriffen, was ein Steigen der Boden⸗ 
preiſe und Mieten zur Folge hat. Die ruſſiſchen Wirren 
haben eine ſtarke Zuwanderung nach Finnland veran⸗ 
laßt, beſonders ſind es Balten, welche die geordneten 
finniſchen Verhältniſſe aufſuchen, wodurch eine ſtarke 
Nachfrage nach Wohnungen ſich geltend macht. Unver⸗ 
kennbar tragen die finniſchen Aktienhäuſer in ihrer 
organiſatoriſchen Grundlage einen teilweiſe genoſſenſchaft⸗ 
lichen Charakter, der auch bei uns in Deutſchland längſt 
heimiſch iſt. Dr Paul Martell. 


Warnung! 
Eine ſich gemeinnützig nennende „Deutſche Siedlungs- 


und Heimſtätten⸗Fürſorge E. V.“ in Frankfurt a. Oder, 
Halbeſtadt 17/18 wohnhaft, verbreitet in den Zeitungen 


Deutſchlands die a ED daß fie durch Hergabe von 
Darlehen zur Förderung des Wohnungsbaus beitrage. 
Sie verſpricht Siedlern Darlehnshergabe, wenn fie +/s 
der verlangten Darlehensſumme an dieſe Geſellſchaft ein- 
gezahlt haben. Nach den von uns eingezogenen Erkundi⸗ 

ngen warnen wir vor Geſchäftsverbindung mit dieſem 
Internebmen. Das Landesdirektorium des Memel- 
gebietes ſchreibt am 8. April 1925 an die Polizeiver⸗ 
waltung von Frankfurt a. Oder: 

„Der ehemalige Rechtskoſulent Hermann aus ehde- 
krug iſt nach Begehung verſchiedener Straftaten, Unter⸗ 
ſchlagung uſw., nach Deutſchland geflüchtet. Nach uns 
zugegangener Mitteilung ſoll Herrmann ſich zur Zeit in 
Frankfurt a. Oder, Halbeſtadt 17/18, aufhalten und 
„Direktor der Siedlungs⸗ und Heimſtätten⸗Fürſorge 
Frankfurt a. Oder“ ſein. Gegen Herrmann ſchwebt wegen 
der genannten Straftaten ein Verfahren bei der 
Staatsanwaltſchaft in Memel. 

Wir teilen dieſes im allgemeinen und im Intereſſe 
der dortigen Siedlungs- und Heimſtättenfürſorge mit.“ 

Das Landesdirektorium. 


Der Bund Deutſcher Bodenreformer ſchreibt uns: 
Ein Oſtdeutſcher Heimſtättentag der Deutſchen Voden- 


reformer iſt zum 2. Juni nach Frankfurt a. O. durch den 
Bund Deutſcher Bodenreformer und das 


Heimſtättenamt der Deutſchen Beamten 
ſchaft im Einvernehmen mit dem Magiſtrat der 
Stadt Frankfurt a. O. einberufen. Die Tagung 
dauert bis zum 4. Juni und dient der praktiſchen Hand⸗ 
habung der bodenreformeriſchen Geſetz⸗ 
gebung, insbeſondere der Heimſtätten⸗ 
geſetzgebung. Es ſprechen: Dr Adolf Damaſchke, 
Oberbürgermeiſter Dr. Trautmann Frankfurt a. O., 
Stadtbaurat Dr. Althoff, Stadtrat Dr. Müller 
Frankfurt a O., Oberbaurat Schierer, Breslau, 
Landrat Rebehn ⸗ Marienburg, Oberregierungsrat 
Ruſch⸗ Dresden, Oberregierungsrat Dr. Hoppe⸗ 
Dresden, Regierungsrat Otto (Generaldirektor 
der Landgeſellſchaft „Eigene Scholle“) - Frankfurt 
a. O. und der Leiter des Heimſtättenamtes der Deutſchen 
Beamtenſchaft, Joh. Lubahn. Es finden e⸗ 
ſichtigungen der von der Stadt Frankfurt a. O. 
in vorbildlicher Boden⸗ und Heimſtättenpolitik geſchaffenen 
umfangreichen Siedlungsbauten und Städtiſchen Werks⸗ 
betriebe les In Verbindung mit der Tagung werden 
3 Ausſtellungen veranſtaltet: 1. Stadtbild und 


Siedlung, 2. Farbe im Stadtbild, 3. Blumenausſtellung. E 


a 
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Der Bund Deutſcher Bodenreformer 
hat das ſoeben erſchienene 2. Heft des Jahrbuchs 
der Bodenreform als Feſtnummer für die 
Stadt Frankfurt a. O. herausgebracht. Das 
beſonders ſchön ausgeſtattete und mit prächtigen Ab⸗ 
bildungen geſchmückte Heft enthält, neben — wie immer 
reichhaltigem Geſetzgebungsmaterial, Abhandlungen der 
kommunalpolitiſch führenden Köpfe der Stadt Frankfurt 
a. O. über die praktiſche Heimſtättenarbeit dieſer be⸗ 
deutungsvollen oſtdeutſchen Stadt. N. 


Eine ſtädtebauliche Studienreiſe nach Holland und England 
wird in dieſem Jahre wieder von der Deutſchen Garten- 
ſtadt⸗Geſellſchaft, Berlin⸗Grünau veranſtaltet. Es iſt 
die achte ihrer ſozialen Studienreiſen, die ſich vor dem 


Kriege in den intereſſierten Kreiſen großer Beliebtheit 


erfreute. Holland iſt dasjenige Land Europas, das in 
und nach dem Kriege am meiſten gebaut hat und ſich 
ſowohl ſtädtebaulich wie wohnungstechniſch außer⸗ 
ordentlicher Leiſtungen rühmen kann. England iſt das 
Urſprungsland der Gartenſtadtbewegung und hat auf 
dieſem Gebiete große Erfolge und einzigartige Schöpfungen 
aufzuweiſen, die ebenſoſehr vom ſozialen wie wirtſchaft⸗ 
lichen und künſtleriſchen Standpunkt intereſſieren. Nach 
dem vorliegenden Proſpekt geht die Reiſe von Köln aus, 
und zwar im Anſchluß an eine dortige ſtädtebauliche 
Tagung (Rhein -Siedlungstage: „Kultur, Wirtſchaft und 
Dezentraliſation.“) Sie führt ſodann durch die holländiſche 
Bergwerksgegend mit ihren ganz neuen, ſehr 
bemerkenswerten Anſiedlungen nach Amſterdam und 
Rotterdam, wo ſich ein reiches Studiengebiet für 
ſtädtiſchen Wohnungsbau und vorſtädtiſche uſiedlung 
bietet. In England ſind London und Birmingham die 
Ausgangspunkte für das Studium engliſchen Wohnungs⸗ 
baues und der engliſchen 8 e⸗ 
ſondere Vortragsveranſtaltungen in Holland und England 
über Wohnungsbau, Gaxtenſtadtbewegung und Landes- 
planung werden eine theoretiſche Ergänzung der Be⸗ 
ſichtigungen bieten. Die Veranſtaltung beanſprucht 
gleichmäßig das Intereſſe des Wohnungsreformers, Volks⸗ 


wirts, Kommunalpolitikers und Architekten. Der Preis 
der gtägigen Reiſe beträgt Mk. 375,—. Proſpekte ſind 
erhältlich bei der Deutſchen Gartenſtadt⸗Geſellſcaatt, 
Berlin⸗Grünau. 


Die Baumeſſe auf der diesjährigen Techniſchen Meſſe 

in Breslau. 

Die Breslauer Meſſe-A.⸗G. ſchreibt uns: 

Wiederum, wie ſchon ſeit einigen Jahren regelmäßig, 
fand auch diesmal zuſammen mit der Techniſchen Meſſe 
die Baumeſſe ſtatt. Weitblickende Firmen, die den Wert 
der Baumeſſe von vornherein richtig erfaßt haben, hatten 
ihre Arbeiten, Erzeugniſſe und Waren, die einen reich⸗ 
baltigen Überblick über alle Stufen des Baugewerbes ge⸗ 
währten, zur Schau geſtellt. Man ſah Zeichnungen, Ent⸗ 
würfe und Modelle, daneben aber auch Rohſtoffe, Flieſen, 
Röhren, Dachbedeckungen, Fußbodenbeläge, Parkett, 
Schiefer, Chamott, Kunſtſteine, Bauglas, Ofen, Fenſter, 
Türen, Badeein richtungen, Be- und Entwäſſerungs⸗ 
anlagen, kurzum alles, was zum Bau eines Hauſes oder 
zur Inſtandſetzung desſelben nötig iſt. 

Die Gartenfachmeſſe, mit der zum erſten Male ein 
Verſuch gemacht wurde, hat ſich glänzend bewährt. Die 
mit vieler Sorgfalt angelegte gärtneriſche Ausſtellung er⸗ 
freute ſich namentlich an den beiden letzten Tagen recht 
lebhaften Beſuches. 

Die Zahl der Ausſteller war größer als bei früheren 
Meſſen, und das Intereſſe für die zur Schau geſtellten 
Objekte war ein außerordentlich reges. Uns iſt das Er⸗ 
gebnis der diesjährigen Baumeſſe der beſte Beweis da- 
für, daß ſich Bauluſt und Bautätigkeit in unſerer Pro⸗ 
vinz wieder zu regen beginnen. Damit wird auch im 
Oſten unſeres Vaterlandes ein bisher ſchwer danieder- 
liegender Wirtſchaftszweig ſich wieder aufrichten können, 
was recht fühlbar die Geſundung unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens beſchleunigen wird. 


Bücher: und zeitſchriftenſchau. 


Die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Heſſen hat unter 
dem Titel 
„Arbeitsleiſtung und Bauſtoffbedarf bei 

dem Klein wohnungsbau“ 
ein für jeden, der ſich mit Kleinwohnungsbau beſchäftigt, 
ſehr zu empfehlendes Werk herausgebracht. 

Gerade heute, wo ernſthafte und wohl zu unterſtützende 
Beſtimmungen im Gange ſind, den größten Teil der Bau⸗ 
arbeiten ſo vorzubereiten, daß die eigentliche Bauaus⸗ 
führung mehr oder weniger zur bloßen Montagearbeit 
wird, wird das Buch, das die Baukoſten und Arbeitsauf⸗ 
wendungen für einen Normaltyp bis ins Kleinſte unter⸗ 
ſucht und feſtlegt, große Dienſte leiſten. Auch dem Nicht⸗ 
techniker gerade wird es durch die Gegenüberſtellung ver⸗ 
ſchiedener Bauweiſen wertvollen Anhalt und Anregung 
zur Beſchäftigung mit den modernen Fragen der Bautechnik 
geben. Der Zweck des Werkes iſt vor allem, bei der Bau⸗ 


ausführung unklare Poſten, die durch Verflechtung von 
Bauſtofflieferung und Ausführungsarbeiten entſtehen, 
auszuſcheiden. Damit iſt ein Weg gezeigt, klare Abſchlüſſe 
mit Bauſtoff⸗ und Bauteilerzeugern zu ermöglichen. 

Angenehm berührt auch die ſich ſorgfältig jeder 
„Schlagwortmanie“ enthaltende Aufmachung des Buches. 

So gibt uns das Werk einmal gute Unterlagen zum 
Bau von Einzelſiedlungen und Kleinbauvorhaben an die 
Hand, andererſeits kann es durch die Durchführung pein⸗ 
lich genauer Kalkulation und weitgehendſte Anwendung 
von „Werkſtattarbeit“ viel dazu beitragen, das ſtoßweiſe 
Arbeiten des Baumarktes und den damit verbundenen 
Produktionsleerlauf auszuſchalten. Es ift in dieſer Hin- 
ſicht wertvollſter Beitrag zur Frage der Tayloriſierung 
unſerer Produktion. 5 2 

Alles in allem, ein Büchlein, das wir nur dringend 
empfehlen können. 
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Unter Ausſchluß der verantwortlichkeit der Schriftleitung. 


Selbſthilfe beim Wohnungsbau. 

Mauerſteine ſelbſt herzuſtellen und ſich unabhängig 
zu machen von den Schwierigkeiten der Belieferung und 
den Preisſchwankungen für gekaufte Steine iſt der 
Wunſch eines jeden, der Bauabſichten trägt oder Bau⸗ 
reparaturen ausführen muß. Wer Kies⸗Sand wer 
Schlacke beſitzt, oder dieſe Grundſtoffe in der Nähe 
leicht erhältlich hat, kann in Miſchung mit Zement ſeine 
Mauerſteine im einfachſten Handbetrieb mit dem Ambi⸗ 
Hand⸗Steinformer (D. R. P. angem. D. R. G. M.) 
ſelbſt herſtellen. Es iſt dies ein kleiner Apparat, der 
im weſentlichen aus einem Rahmengeſtell beſteht, in 
dem beweglich ein Stampfkolben angebracht iſt. Unten 


im Rahmen iſt der Formkaſten für 2 Steine. Das 
Miſchgut wird durch einen Fülltrichter eingegeben, der 
das Maß für die richtige Füllmenge abgibt und durch 
ſein Herausnehmen überflüſſiges Füllgut abſtreicht. Es 
ſind alſo nur wenige Handgriffe nötig, um in raſcher 
Folge immer je 2 Mauerſteine zu ſtampfen. Tages⸗ 
leiſtung bis zu 1000 Normalſteinen. Die Bedienung 
kann durch einen ungelernten Arbeiter leicht erfolgen. 
Das Miſchungsverhältnis iſt bei Kies⸗ oder Schlacken⸗ 
betonſteinen 1:8 bis 1: 10. Der Apparat koſtet komplett 
RM. 95,—, einſchließlich aller Nebenſpeſen, frei Babn- 
hof Berlin. Beachten Sie das heutige . der Ambi⸗ 
Maſchinenbau A. G., Berlin SW. 68, Kochſtraße 18. 


5 ® er 5 g > „Schleſiſche Heimftätte“, Provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft m. b. H. 


Druck: Grab, Barth & Comp. (W. Friedrich), Breslau I, Herrenſtraße 20. 
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Schriftleitung: Regierungsbaurat Stegemann + Dresden A, Kanzleigäßchen in 


2. Jahrgang 


Nummer 5 > 


Mai 1925 


Tagung des Arbeitsausſchuſſes des Deutfhen Ausſchuſſes 
für wirtſchaſtliches Bauen am 2. und 3. Juni 1925 in Darmftadt. 


Hierdurch geben wir uns die Ehre, die Herren 
Vertreter der zuſtändigen Regierungen, ſowie die 
Mitglieder des Arbeitsausſchuſſes zu einer ordent⸗ 
lichen Arbeitsausſchußſitzung für Dienstag, den 2., 
und Mittwoch, den 3. Juni 1925, nach Darmſtadt 
einzuladen, nachdem die heſſiſche Regierung 
wiederholt in liebenswürdiger Weiſe den Ausſchuß 
aufgefordert hat, eine Sitzung in Geffen ab- 
zuhalten. Wir legen beſonderen Wert auf eine rege 
Beteiligung, da — abgeſehen von den ſehr weſent— 
lichen Themen, die zur Beſprechung ſtehen — auf 
der Darmſtädter Sitzung gleichzeitig die bereits im 
Vorjahre beſchloſſene große öffentliche Tagung, 
welche zuſammen mit der Dresdener Ausſtellung: 
„Wohnung und Siedlung“ 1925 abgehalten 
werden ſoll, zur Verhandlung kommt. 

Die Sitzung Bet im Sitzungsſaale der 

Landeshypothekenbank, Darmſtadt, Paulusplatz 1, 


ſtatt. 
Tagesordnung: 
Dienstag, den 2. Juni 1925, 
vorm. 9,30 Uhr. 
1. Teil: 
(Nur für Ausſchußmitglieder). 


. Bericht des Vorortes Dresden über die Tätigkeit 
des Ausſchuſſes im Jahre 1924. 
Bericht über die Ausſtellung: 
Siedlung“ in Dresden 1925. 
Beſchlußfaſſung über die öffentliche Tagung des 
Ausſchuſſes in Dresden 1925. 
4. Beſchlußfaſſung über die weitere Tätigkeit des 
Ausſchuſſes im Jahre 1925. 
Zuwahl von Ausſchußmitgliedern. 
6. Allgemeines. 
2. Teil: Beginn 11 Uhr. 
(Auch für geladene Gäſte.) 

„Begrüßung der Herren Vertreter der Regie- 
rungen und der Stadt durch den Vorſitzenden. 
„Generalbebauungspläne“; Referent: 

Regierungsbaumeiſter Niem ey er- Oppeln; 
en: Architekt M a y - Breslau. 
„Großhaus oder Kleinhaus — eine 
Wirtſchaftsfrage“; 
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„Wohnung und 


— 


r9 


Referent: Ober⸗Ingenieur, Dipl.⸗ 
Dresden; 
K orveferent $ 
Hannober. 
„Großhaus und Normung“); Referent: 
Reg.⸗ u. Baurat L ü bpe rt- Hannover. 
5. „Pſychotechnik im wirtſchaftlichen 
Bau betriebe“; Referent: Privatdozent 
Dr.⸗Ing. Brahmsfeld“-Darmſtadt; 


Ing. Graf- 


Reg.⸗ u. Baurat Lübbert⸗ 


ms 


eventl. noch „Typenhaus und Siedlung“; 
Referent: Reg. Baurat Stegemann- 
Dresden. 

Mittwoch, den 3. Juni 1925, vorm. 
Uhr, Fortſetzung der Vorträge von Dienstag, 
den 2. Juni 1925. 

Am Montag, den 1. Juni 1925, 


abends 8 Uhr, 
Bahnhofshotels ein 
Begrüßungsabend 


findet im Hochzeitsſaal des 


ſtatt. 

Am Mittwoch, den 3. Juni 1 925, iſt 
beabſichtigt, nach Schluß der eigentlichen Sitzung 
unter Führung der Heſſiſchen Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaft nach Mainz zu fahren, um die um⸗ 
faſſenden Bauten der Stadt Mainz und des Reihs- 
vermögensamtes für die Beſatzungstruppen zu be⸗ 
ſichtigen. 

Für die Unterkunft der Teilnehmer iſt das 
Bahnhofshotel in Darmſtadt, gegenüber 
dem Hauptbahnhof, vorgeſehen. 

Anfragen, die ſich auf Darm fta dt beziehen, 
ſind an Herrn Regierungsbaumeiſter Runge, 
Darmſtadt, Paulusplatz 1 (Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft für Heſſen) zu richten. 

Wir bitten dringend um Mit- 
teilung bis zum 18. Maid. J. an den 
Deutſchen Aus ſchuß für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen, Dresden- A., Kanzlei⸗ 
gäßchen 1, U, ob mit einer Beteili- 
gung gerechnet werden kann. 

Der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen 
— Vorort Dresden — 
Stegemann, Regierungsbaurat. 


204 


S ch le fi 


[des heim 


Die Wirtſchaftlichkeit der Bauftoffe und Bauweifen im Spiegel 
arbeitswiſſenſchaftlicher Unterſuchungen. 


Von Regierungsbaurat Rudolf Stegemann-Dresden. 


Wenn der Bauſtoffmangel und die Geld— 
ſchwierigkeiten im Bauweſen der Nachkriegszeit 
etwas Gutes an ſich gehabt haben, ſo iſt es der Um⸗ 
ſtand, daß hieraus eine ganze Reihe Verſuche ent- 
ſprungen ſind, die auf eine Verbilligung des 
Mauerwerks, und zwar ſowohl hinſichtlich der An- 
fertigung der Steine ſelbſt, wie der Herſtellung der 
Mauer hinzielten. 

Allerdings bauten ſich dieſe Verſuche zunächſt 
teils auf recht primitiver Grundlage auf, teils 
waren fie durch die Kompliziertheit der Kon⸗ 
ſtruktion derartig abwegig, daß in der Praxis ſich 
häufig eine Verteuerung anſtatt eine Verbilligung 
ergab. Mochte dem auch ſein, wie es wollte: alle 
dieſe Verſuche bedeuteten aber doch ein Streben, 
neue Wege zu finden und brachten eine Fülle von 
Anregungen, die den Anlaß zu eingehenden Unter— 
ſuchungen und Feſtſtellungen boten. Vor allem die 
im Deutſchen Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen 
und der leider an Mangel an Mitteln wieder ein— 
gegangenen Forſchungsgeſellſchaft für wirtſchaft⸗ 
lichen Baubetrieb vereinigten Fachkreiſe hatten es 
ſich angelegen ſein laſſen, an Stelle des bisherigen 
ſtarren Feſthaltens altüberlieferter handwerklicher 
Grundgeſetze das Bauweſen nach feiner fon- 
ſtruktiven und wirtſchaftlichen Seite hin zu ratio⸗ 
naliſieren, zu vereinfachen und bei einer weſent— 
lichen Steigerung der Leiſtungen noch zu verbeſſern 
und zu verbilligen. 

Es läßt ſich aber nicht leugnen, daß allen dieſen 
Bemühungen der Nachteil anhaftete, daß die Unter— 
ſuchungen ſelbſt auf allzu primitiver Grundlage vor 
ſich gingen, da ſie mit Rückſicht auf die zu geringen 
zur Verfügung ſtehenden Mittel auf der einfachſten 
Beobachtung der Bauſtelle und der Überprüfung 
der Leiſtungszahlen an der Hand des Material- 
verbrauchs und der Arbeitsſtunden ſowie der ge— 
ſchaffenen Arbeit aufbauten. Wollte man wirklich 
zu Ergebniſſen kommen, wie fie in der Maſchinen— 
induſtrie bereits ſeit langem feſtgeſtellt worden ſind, 
jo mußten ganz andere Arbeits- und Unter- 
ſuchungsmethoden zur Anwendung gelangen, die 
nur möglich waren, wenn ſich weiteſte Kreiſe der 
deutſchen Bauwirtſchaft in den Dienſt der Sache 
ſtellten und auch die hierfür erforderlichen Mittel 
aufbrachten. 

Welchen Weg müſſen wir nun tatſächlich gehen, 
um zu dem letzten und einſchneidendſten Erfolg zu 
kommen? Meinem Empfinden nach zeigt uns das 
Buch von Ford: „Mein Leben und mein 
Werk“ hier ziemlich klar die Richtlinie. Wir 
müſſen uns endlich entſchließen, einmal den 
Arbeitsvorgang, mag er fih nun auf den Her- 


ſtellungsprozeß des Bauſteines ſelbſt oder auf die 
Vermauerung desſelben auf der Bauſtelle beziehen, 
ſtreng wiſſenſchaftlich mit der Stoppuhr in der 
Hand zu prüfen und zu zergliedern. Der Arbeits- 
vorgang auf der Bauſtelle iſt heute noch viel zu ſehr 
auf ausgeſprochenen Individualbetrieb eingeſtellt. 
Vom einzelnen Bauarbeiter, von der Art ſeines 
Arbeitens und von der Geſchicklichkeit des Poliers 
hängt es ſehr weſentlich ab, ob der Bau ſchneller 
oder langſamer fortſchreitet. Jeder Bauarbeiter 
hat, je nach der Gegend, in der er gelernt hat, 
individuelle Werkzeuge. Kein Menſch denkt darüber 
nach, einmal feſtzuſtellen, welches von den vielen 
zur Verwendung kommenden Geräten das Ge— 
eignetſte iſt. Wir vermauern einen Ziegel in einem 
Einheitsformat, das zum Beiſpiel das größere Alt- 
bayriſche verdrängt hat, bloß weil es zur Reichs⸗ 
norm erhoben war, obgleich nachweislich das 
bayriſche Format beim Vermauern eine geringere 
Arbeitsleiſtung mit ſich bringt. 

Wollen wir nun einmal, um nur einen Teil 
dieſes großen Fragenkomplexes herauszugreifen, 
bei unſeren Bauſtoffen die äußerſten Grenzen der 
Wirtſchaftlichkeit feſtſtellen, jo haben wir zunächſt 
folgende Fragen zu erörtern: 

1. Welches Format, ſowohl nach der räumlichen 
Abmeſſung, wie nach der reinen Formgebung 
hin, erweiſt ſich bei der Herſtellung als das 
Wirtſchaftlichſte? Bei welchem Format iſt es 
möglich, in kürzeſter Zeit die größte Zahl der 
Steine herzuſtellen, oder — kaufmänniſch aus— 
gedrückt — welches Format bedingt die 
geringſte Arbeitsleiſtung zu ſeiner Anfertigung 
und dabei auch die geringſten Koſten? 

2. Welches Format bezw. welche Bauweiſe ver- 
braucht am wenigſten Bauſtoffe? 

3. Welche Abmeſſungen und welche Formen und 
nicht zuletzt welches Gewicht des fertigen 
Steines hat ſich beim Transport und beim 
Vermauern auf der Bauſtelle ſowohl binſicht— 
lich der Bearbeitungsfähigkeit des Steines als 
auch beim Vermauern ſelbſt als das Wirt- 

ſchaftlichſte herausgeſtellt? 

4. Welcher Rohſtoff hat ſich vom Standvunkte 
des reinen Koſtenaufwandes und ſpäter hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Haltbarkeit als der Günſtigſte 
gezeigt? 

Man ſieht ſchon aus dieſer ziemlich umfang- 
reichen Fragenſtellung, daß es hier beim beſten 
Willen nicht möglich iſt, mit empiriſchen Unter— 
ſuchungsmethoden oder einfachen Feſtſtellungen auf 
einzelnen Bauſtellen zu einem wirklich einwand⸗ 
freien Ergebnis zu kommen. Wenn man ein 
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ſolches Ergebnis erzielen will, wird es notwendig 
lein, nach dem von Ford eingeſchlagenen Ber- 
fahren zu einer peinlichen Zerlegung des einzelnen 
Arbeitsvorganges und einer ebenſo gründlichen 
Unterſuchung des Materials auf wiſſenſchaftlich 
einwandfreier Grundlage zu kommen. Es wird 
ſich dabei wahrſcheinlich ſchon beim Herſtellungs⸗ 
prozeß herausſtellen, daß wir hier vielfach nach 
veralteten Methoden arbeiten, die leicht zu ver⸗ 
einfachen und zu verbeſſern ſind. Die ſich hieraus 
ergebenden Anderungen werden ſich nicht nur auf 
die Art der Herſtellung, ſondern auch auf die Aus- 
wahl des Bauſtoffes und die Form des Steines cr- 
ſtrecken, da es darauf ankommen wird, unter Ab- 
wägung der Vor- und Nachteile der parallel- 
laufenden Fragen die mittlere Linie zu finden, die 
unter möglichſter Berückſichtigung aller zu 
ſtellenden Forderungen zur Höchſtleiſtung führen 
wird. 

Neben dieſen Unterſuchungen, die ſich auf den 
reinen Herſtellungsprozeß beziehen, muß dann eine 
gleiche Verſuchsreihe folgen über die Eignung und 
Bewährung des Steines und Bauſtoffes beim Ver— 
mauern ſelbſt. 


Bei dieſer Gelegenheit wird ohne weiteres noch 
die Frage auftauchen, wie weit die Arbeitsweiſe des 
Maurers und ſein Werkgerät ſelbſt im Spiegel des 
wiſſenſchaftlich denkenden Bauwirtſchaftlers als em- 
Auch hier wird im 
großen und ganzen noch immer nach Gebräuchen 
gearbeitet, wie wir ſie vor Hundert Jahren bei 
unſeren Altvordern gefunden haben, und es werden 
dabei Baugerüſte und Baugeräte verwendet, die 
mindeſtens ebenſo alt ſind. Hat je ein Bauunter⸗ 
nehmer verſucht feſtzuſtellen, ob er mit der oder 
jener Kelle eine höhere Arbeitsleiſtung erzielen 
kann? Hat er ſich je Gedanken darüber gemacht, 
ob die Art, wie das Baumaterial auf die Gerüſte 
geſchafft und wie es dann ſchließlich gelagert wird, 
wirklich rationell iſt? Wenn man ſich ſchon als 
Laie überlegt, wieviel Drehungen, Bückbewegungen 
und Griffe ein Maurer beim Vermauern der 
Ziegel macht, jo muß man unwillkürlich nachdenk⸗ 
lich werden. Und nicht weniger gilt dies für die 
Art und Weiſe, wie durch eine unendliche Reihe 
von Griffen die Ziegel auf dem Wege aller mög⸗ 
lichen Umgruppierungen nach und nach aus dem 
Mundſtück der Preſſe in den Ofen, von da auf den 
Lagerſtapel, von da in den Wagen, von da in den 
Zug und von da wieder in den Wagen und dann 
auf die Bauſtelle und von der Bauſtelle auf das 
Baugerüſt gelangen. Und dann die Baugerüſte 
ſelbſt! Allzu häufig noch werden ſie in der alten 


unbeholfenen Weiſe aus Rüſtſtangen und Rüſt⸗ 


brettern zuſammengenagelt und ſpäter wieder aus⸗ 
einandergeriſſen, ohne daß man ſich Gedanken 
darüber machte, welch unnütz ſchwieriger Arbeits⸗ 


vorgang und welch großer Verſchleiß an Material 
hier vorliegt. 

Und als dritte Parallelforſchung kommen dann 
ſchließlich noch die Unterſuchungen hinzu, die nach 
Fertigſtellung des Hauſes meiner Überzeugung 
nach erſt im Laufe einer langen Reihe von Jahren 
erfolgen können und die darauf hinauszielen fejt- 
zuſtellen, wie weit ſich der betreffende Baukörper 
vom konſtruktiven, hygieniſchen und ſanitären 
Standpunkte aus, ebenſo wie vom wärmewirt⸗ 
ſchaftlichen bewährt, welche Vorzüge und Nachteile 
er gegenüber den Einflüſſen der Witterung hat, und 
welche Dauerhaftigkeit in ihm wohnt im Vergleich 
zu anderen Bauweiſen. 

Die Unterſuchungen zu den Fragen der Her- 
ſtellung der Steine und ihrer Vermauerung im 
Zuſammenhang mit der Bewertung der einzelnen 
Handgriffe des Bauarbeiters und ſeiner dabei zur 
Verwendung kommenden Werkzeuge laſſen ſich 
unzweifelhaft bei genauen Kontrollmaßnahmen 
auf wiſſenſchaftlicher Grundlage mit der Stopp: 
uhr, Kraftmeſſern uſw. zahlenmäßig einwandfrei 
erfaſſen. Man muß allerdings zugeben, daß auf 
der Bauſtelle die Frage hier nicht ganz ſo einfach 
liegt, wie bei den Ford ſchen Unterſuchungen im 
Fabrikraum, da im Bauweſen es nur in geringem 
Umfange möglich ſein wird, den einzelnen Arbeits- 
vorgang vollſtändig zu zergliedern und in von 
mehreren Händen auszuführende Handreichungen 
zu zerlegen. 

Auf der anderen Seite werden die Unter- 
ſuchungen über die jpätere Bewährung des fertigen 
Mauerwerks in der Praxis ſich nicht jo leicht in 
ſcharfen Zahlenwerten ausdrücken laſſen, ſondern 
nur zu einem Abwägen der einzelnen Vor- und 
Nachteile und zu einem vorſichtigen Vergleiche 
führen. Aber immerhin glaube ich, daß man auch 
hier zu Ergebniſſen kommen kann, die eine ernſt⸗ 
hafte wiſſenſchaftliche Nachprüfung vertragen, wenn 
man nur die Vorbedingung, nämlich die Löſung der 
erſten drei Fragen durch genügend umfangreiches 
wiſſenſchaftliches Unterſuchungsmaterial erfüllt hat. 

Hierin liegt aber, wie ich ſchon oben erwähnte, 
die beſondere Schwierigkeit, da die Vorausſetzung 
für derartig umfaſſende Arbeiten eine ziemlich weit⸗ 
gefaßte Organiſation und ungewöhnlich hohe 
Geldmittel erfordert. Bei den früheren Verſuchen, 
derartige Arbeiten zur Durchführung zu bringen, 
haben in erſter Linie die außerhalb des Unter⸗ 
nehmertums ſtehenden Fachkreiſe, vor allem die 
Wohnungs- Fürſorgegeſellſchaften und Vertreter 
ſtaatlicher und ſtädtiſcher Behörden, mitgewirkt, 
denen von ſich aus für dieſen Zweck nicht die er⸗ 
forderlichen Mittel zur Verfügung ſtanden. Die 
Verſuche, den Staat für dieſen Aufgabenkreis zu 
intereſſieren, mußten aber bei der wirtſchaftlichen 
Notlage Deutſchlands von vornherein zu einem 
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Fehlergebnis führen. Meinem Empfinden nach 
ſind aber auch dieſe Kreiſe gar nicht diejenigen, die 
das überragende Intereſſe an der Löſung dieſes 
Problems haben. Vielmehr müßte heute gerade 
das Bauhandwerk und die Bauinduſtrie ſelbſt ſich 
hier führend an die Spitze ſtellen. In allen 
anderen techniſchen Zweigen haben wir — wie ich 
ichon darlegen durfte — das Beſtreben, Arbeits- 
vorgang und Leiſtungen zu verbeſſern, weil man 
ſich in dieſen Kreiſen vollſtändig darüber klar iſt, 
daß jede ſo erzielte Verbeſſerung und Verbilligung 
nicht zu einem Rückgang der Einnahmen, ſondern 
im Gegenteil zu einer Weiterverbreitung führt. 
Ford hat ſeine Rieſeneinnahmen und ſeinen faſt 
ungeheuerlichen Abſatz nicht dadurch erreicht, daß 
er ein Luxus⸗Auto ſchuf, ſondern daß er durch 
äußerſte Materialausnutzung und durch einen 
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raffiniert ausgeklügelten Arbeitsvorgang einen 
Wagen auf den Markt brachte, der bei ſeiner Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit und Billigkeit der großen Maſſe dienen 
fonnte. 

Bauhandwerk und Bauinduſtrie würden aljo 
nur klug handeln, wenn fie aus dieſen Er- 
fahrungen die nötigen Rückſchlüſſe ziehen und 
auch ihrerſeits die Mittel zur Verfügung ſtellen, 
um Material und Arbeitsvorgang im Sinne des 
hier Dargelegten zu unterſuchen und auf Grund 
der ſo getroffenen Feſtſtellungen zu rationaliſieren. 
Gerade Gründe der Konkurrenzfähigkeit müßten 
hierzu beſonders anregend wirken, da unzweifelhaft 
derjenige Unternehmer, der über das billigſte und 
beſte Material und die einfachſte Arbeitsmethode 
verfügt, Sieger im Wettkampfe bleiben wird. 
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20 Städtebauer 


zum Dauergarten⸗Problem 


Städtebaudirektor, Oberbaurat Elkart 
Berlin 

Die Stellungnahme eines Städtebauers zur 
Frage der Dauerkolonien wird ganz verſchieden ſein, 
je nachdem fie fich bezieht auf Mittelſtädte, Groh- 
ſtädte oder Weltſtädte. In Mittelſtädten, wo 
die Entfernung noch keine Rolle ſpielt, und wo das 
Einzelhaus und das Flachhaus die hauptſächlichſte 
Wohnform bildet, ift es nicht ſchwer, eine be- 
friedigende Löſung zu finden, bei Großftädten da⸗ 
gegen iſt es ſchon ſchwieriger, und faſt unlösbar 
wird die Frage bei Weltſtädten. Ex 

Die Wohnform der Stadt Berlin wird für 
die große Maſſe ſchon aus der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung heraus auch für die Zukunft! das Miet⸗ 
haus ſein, allerdings in verbeſſerter Form, ohne 
die Hinterwohnungen und Hinterhöfe. Für die 
neu aufzuſchließenden Gebiete wird durch ent- 
ſprechende Beſtimmungen der Bauordnung ver⸗ 
ſucht werden, ſo viel an Grund und Boden un⸗ 


bebaut zu laſſen, daß für die kleingärtneriſche 
Betätigung in unmittelbarer Nähe der Woh- 


nungen genügend Raum verbleibt. Für die Ge⸗ 
biete, die heute ſchon mit Mietshäuſern bebaut 
ind und meiſtens in einer Weiſe, jo daß irgend- 
welcher Raum für Gärten nicht mehr vorhanden 
iſt, iſt es viel ſchwieriger, die nötigen Kleingärten 
zu ſchaffen, obwohl ſie gerade für die Bewohner 
dieſer Gebiete beſonders nötig ſind. Es kann 
auch keine Rede davon ſein, daß die 
Gärten überall da belaſſen werden 
können, wo ſie ſich heute befinden. 
Sie ſind oft ganz zufällig entſtanden, ſehr häufig 
in Baulücken oder an fertigen Straßen, ſo daß ſie 
weder ſtädtebaulich noch wirtſchaftlich an der 
richtigen Stelle liegen. Wie hier die Löſung zu 
finden iſt, iſt im einzelnen kaum zu beantworten. 
Es kann nur allgemein gejagt werden, daß be- 


Wir geben nachſtehend die weiteren Antworten auf 
unſere Dauergarten-Rundfrage. Die Schriftltg. 


d iſt, gewiſſe Gebiete als 

Dauerkleingärten auszuweiſen, die 
verkehrlich zu dieſen alten Wohngegenden noch 
gut gelegen ſind, und die doch andererſeits die 
weitere Bebauung des Stadtgebietes durch Ver- 
längerung der Entfernungen nicht zu ſehr be— 
einträchtigen und verteuern. Im General: 
ſiedlungsplan ſind e n Flächen 
bereits in Ausſicht genommen. Ob die Durch⸗ 
führung gelingt, iſt eine andere Frage. Sie wird 
nicht zuletzt davon abhängen, daß die 
Kleingärtner in der Lage und bereit 
ſind, die finanziellen Laſten, die 
dadurch entſtehen, ſelbſt zu tragen 
undaufſich zu nehmen. 

Im Bebauungsplan wird es zweckmäßig ſein, 
dieſe Dauerkleingärten von Anfang an als Nutz⸗ 
gartengebiete vorzuſehen und dementſprechend aus⸗ 
zugeſtalten. Es iſt verfehlt zu verſuchen, dieſe 
Nutzform zu verdecken und ſie etwa, wie manchmal 
empfohlen wird, als öffentliche Parkanlagen zu 
behandeln. 

Techniſcher Stadtrat, Dr. Ing. W. Hahn 

Riel 


Die Erhaltung beſtimmter Kleingartengebiete 
für Dauerkleingärten iſt eine Frage der richtigen 
Lage und der wirtſchaftlichen Geſtaltung der 
Kleingärten. 


Was zunächſt die Lage angeht, ſo hat man zu 
unterſcheiden zwiſchen der Sicherſtellung einer 
dauernden Kleingartenverſorgung für die be- 
ſtehenden Bauquartiere und für die 
neue Stadterweiterung. Wichtiger und m. E. 
eigentlich entſcheidend für die Leiſtung einer 
Stadt auf dem Gebiet der ſozialhygieniſchen Fiir- 
ſorge iſt die Verſorgung der beſtehenden Bau⸗ 
quartiere, ſo weit ſie mit dem Maſſen⸗ 
miethauſe überbaut ſind, mit Dauer⸗ 
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fleingärten Hier ift die an ſich einfach 
logiſche Forderung die, ſoweit es irgend an— 
gängig, dafür zu ſorgen, daß ein möglichſt großer 
Bruchteil der Familien aus dieſen Vierteln 
Gärten in erreichbarer Entfernung zugewieſen 
erhalten. Dabei kann ſelbſtverſtändlich nur eine 
Anordnung dieſer Gärten auf Land in Betracht 
kommen, das zu erträglichem Preiſe zur Ver— 
fügung ſteht, alfo Land, das abſeits der Haupt- 
ausfallſtraßen im Stadterweiterungsgebiet liegt. 
Soweit die Flächen heute nicht richtig liegen, 
muß und wird ganz von ſelbſt eine Umlegung er— 
folgen, jo daß man aljo mit einem ſtändigen 
Umlegungsprozeß durch Abwanderung von 
Gebieten rechnen muß, die nach und nach der Be: 
bauung anheimfallen. Eine ſolche Lage iſt in 
Kiel inſofern gegeben, als die Stadt teils durch 
alten Grundbeſitz, teils durch planmäßigen An- 
kauf im Beſitze eines großen Teiles der nächſten 
Stadterweiterungsgebiete iſt, wobei dieſes Gebiet 
mit Werten zu Buche ſteht, die eine klare, ſach— 
gemäße Geſtaltung ermöglichen. Wo die Stadt 
nicht durch Geländebeſitz ausſchlaggebenden Ein- 
fluß hat, iſt eine planmäßige Herabzonung der 
alten Bauvorſchriften im Jahre 1921 erfolgt, 
ſo daß auch hier aus der Preisbildung keine 
Hinderniſſe einer gefunden Entwicklung er- 
wachſen werden. Die Grundſtücksankäufe der 
Stadt gehen dahin, mehr und mehr an allen 
wichtigen Stellen mit Eigentum an entjcheiden- 
der Stelle die Entwicklung an der Hand zu 
haben. Es kann nicht oft genug betont werden, 
daß nicht nur auf dem Gebiete der Kleingarten— 
fürſorge, ſondern überhaupt für die Sicherung 
einer geſunden Stadtentwicklung bei den 
Mängeln unſerer öffentlich-rechtlichen Unterlagen 
eine plan volle Grundſtückspolitik 
eine unentbehrliche Vorausſetzung 
bleibt. (S. Plan S. 37.) 

Die Frage nun, wie eine Sicherung der 
Kleingärten als Dauereinrich⸗ 
tungen wirtſchaftlich ermöglicht werden kann, 
hängt davon ab, wie weit der im Boden ruhende 
Wert ſichergeſtellt werden kann. Sie iſt anzugreifen 
vom Einzelnen und von der Geſamtheit. Soweit 
die Leiſtung des Einzelnen in Betracht kommt, 
fragt es ſich, wie weit er durch verbeſſerte 
Methoden der Bearbeitung und 
Bewirtſchaftung für ſich oder im ge 
noſſenſchaftlichen Verband ſeinen Ertrag und 
damit ſein Pachtangebot ſteigern kann. Den 
Weg zu einer beſſeren Ausrüſtung, deren Koſten 
der Einzelne meiſtens nicht wird aufbringen 
können, können ihm Gartenfürſorge⸗ 
Organiſationen geben, die als Führer- und 
Finanzorgane den Weg bereiten, ähnlich den Bau⸗ 
genoſſenſchaften. Die Hauptſache bleibt Wille 
und Einſicht. In dieſer Hinſicht darf man aller— 


dings keine allzu optimiſtiſchen Hoffnungen 
haben; meine perſönlichen Erfahrungen gehen 
dahin, daß der Kleingärtner, genau wie ſein 
Verwandter, der Bauer, im großen und ganzen 
konſervativ eingeſtellt iſt, ſo daß Wille und Ein— 
ſicht nur von Pioniernaturen aus den 
Reihen der Kleingärtner einſtweilen 
zu erwarten ſind. Es kommt hinzu, daß die Führer 
der Kleingärtnerſchaft bisher einen einſeitigen 
Kampf für abſolut niedrige Pachten führt, ohne die 
Bereitwilligkeit zu Leiſtungsſteigerungen erkennen 
zu laſſen. Die Entwicklung zu einer Intenſivierung 
des Kleingartenweſens wird alſo nur außer— 
ordentlich langſame Fortſchritte machen. 

Bleibt alſo die Frage offen, wie weit im 
Intereſſe des Kleingartenweſens Laſtenaufdie 
Allgemeinheit übernommen werden können. 
Bei aller Anerkennung der großen ſozial-ethiſchen 
und wirtſchaftlichen Werte des Kleingartenweſens 
muß doch berückſichtigt werden, daß die Lage der 
deutſchen Städte ſie heute für große Opfer nicht 
übermäßig geeignet macht. Auf der anderen 
Seite drängen Forderungen, insbeſondere aus 
den Reihen der wirtſchaftlich Schwachen mit 
immer größeren Belaſtungen heran. Wie dann 
noch Mittel für große Kulturaufgaben frei 
werden follen, ift nicht leicht einzuſehen, nichts— 
deſtoweniger werden für die Grünflächenfürſorge 
der trotz allem wachſenden Großſtädte Mittel der 
öffentlichen Stellen ausgeworfen werden müſſen, 
Dauerkleingärten insbeſondere da zu erhalten, 
wo in überfüllten Mietshausquartieren der alten 
Stadterweiterung die Bevölkerung oft geradezu 
unwürdig zuſammengepfercht ſitzt. Der Menſch 
ſoll und muß da unter allen Umſtänden mehr 
gelten als das dazu aufgewendete Geld. 
Dringend zu wünſchen wäre aber, daß unſere 
Städtebaugeſetzgebung (ſoweit wir über⸗ 
haupt heute jo etwas haben) baldmöglichſt plan- 
mäßig ausgebaut würde und uns damit Unterlagen 
ſchaffen, derartige Dauergartenflächen wenigſtens 
vorerſt konſequent aus der Bebauung auszu⸗ 
ſcheiden. 


Direktor der Niederſchl. Heimſtätte, Arch. E. May 
Breslau 


Zu Frage 1. Eine Erklärung des geſamten, 
heute in den Städten von Kleingärtnern inne— 
gehabten Bodens zu Dauergärten kann nichtin 
Frage kommen, weil die Auswahl dieſes Ge- 
ländes nach ganz anderen Geſichtspunkten er- 
folgte, als fie bei der Auswahl von Dauergarten- 
gelände hätten zugrunde gelegt werden müſſen. 
Die Ausweiſung von Dauergartenland kann nur 
in engſtem Zuſammenhang mit der geſamten 
Grünflächenpolitik einer Gemeinde erfolgen; 
ſelbſtredend wird hierbei Rückſicht darauf zu 
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Syſtemſtizze des Aufbaues der Stadt Kiel mit planmäßiger Erhaltung der Klein- 
gartenzone um den ausgebauten Stadtkern. 


nehmen fein, daß das Dauergartenland in mög- 
lichſter Nähe der hochbebauten Stadtteile liegt, 
für deren Bewohner es ſeinem Weſen nach in 
erſter Linie beſtimmt iſt. Hat doch an ſich ſchon 
der Kleingarten der Gartenkolonie nur einen 
Bruchteil des Wertes des Gartens beim Hauſe. 
Dauerpachtgärten ſind das Korrelat für das 
Maſſenmiethaus. 

Die Ausweifung neuer Kleingartenkolonien 
ſollte grundſätzlich ausſchließlich auf einer Baſis 
erfolgen (Gartenkulturgenoſſenſchaften), die eine 
gartentechniſch und äſthetiſch produktive und ein— 
wandfreie Beſtellung dieſer Gärten ſichert. 
Zigeunerkolonien beſitzen wir genug im Reiche! 
Zu Frage 2. Die erſte Anlage der neu einzu⸗ 
richtenden Dauerkleingartengebiete ſcheint mir 


Pflicht der Kommunen zu 
ſein. Sie haben für das 
Wohl ihrer Bürger zu ſorgen; 
es kann deshalb von ihnen 


verlangt werden, daß ſie 
Opfer für diejenigen Men- 
ſchen bringen, die heute 


| noch in 
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ihren Mauern im 
Maſſenmiethauſe zu wohnen ge- 
zwungen ſind. 


Anders ſteht es mit der 
Unterhaltung der Gärten. 
Dieſe ſollte grundſätzlich durch 
die Kleingärtnerorgani— 
ſationen gewährleiſtet werden, 
die es in der Hand haben, durch 
zeitgemäße Bewirtſchaftung des 
Gartenlandes die hierzuerforder- 
lichen Mittel aufzubringen. 

Zu Frage 3. Der Städte⸗ 
bau der Zukunft ſteht unter dem 
Zeichen weitgehendſter Dezen- 
traliſation (Trabanten). Die 
Abkehr von der Großſtadtent⸗ 
wicklung im alten Sinne wird 
die Bodenpreiſe für Wohn- 
quartiere weſentlich herabdrücken. 
Damit iſt die Vorausſetzung 
dafür geſchaffen, ſchneller und 
planmäßiger als ſeither dem 
letzten Ziele jeder geſunden 
Wohnungspolitik zuzuſtreben: 
Erſetzung des Maſſenmiet— 
hauſes durch Flachbauten 
mit Gartenland am Hauſe. 
Mit dem Grade der Annäherung 
dieſes Ziel werden wir 
Kompromiß der Daer- 
wieder abbauen 


kleingärten 
können. 


Stadtbaurat a. D. Dr.⸗Ing. Martin Wagner 
Berlin 


Zu 1. Sicherlich würde ich es verantworten 
wollen, das Maß von Kleingärten, das 
heute bereits in jeder Stadt beſteht, ſeinem Um⸗ 
fange nach dauernd ſicherzuſtellen. Ob 
die örtliche Wahl in jedem Einzelfalle richtig und 
zweckmäßig ift, muß der Nachprüfung des Städte- 
bauers überlaſſen bleiben. Ich würde auch neue 
Kleingartenkolonien an wirtſchaftlich richtiger und 
verkehrlich guter Lage anzulegen empfehlen, dann 
allerdings großen Wert darauf legen müſſen, daß 
die Organiſation dieſer Kleingärten nach dem 
Ziel einer Zuſammenfaſſung und Spezialiſierung 
der Kräfte eingerichtet wird. 
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Zu 2. Ich bin auch der Meinung, daß eine 
Umlegung des heutigen Kleingartenlandes 
ſowie deſſen dauernde Sicherung eine Sache iſt, die 
die Allgemeinheit in höchſtem Maße intereſſiert 
und darum auch unter Zuhilfenahme 
öffentlichen Kapitals verwirklicht werden 
muß. 

Zu 3. Vorerſt jedenfalls glaube ich, daß die 
Kleingartengebiete im engſten An⸗ 
ſchluß an die vorhandenen Maſſen⸗ 
mietshausquartiere angelegt und ge⸗ 
fördert werden müſſen. Ob ſpäterhin ein⸗ 
mal der Kleingartengedanke ganz unabhängig 
vom Maſſenmietshaus oder vom Wohnhaus 
ſelbſt zu fördern ſei, das iſt eine Frage, die uns 
vorerſt noch nicht dringlich zu beſchäftigen 
brauchte und von einer ganzen Reihe von 
Kulturfaktoren abhängig ift, die heute nur thev- 
retiſchen, aber nicht praktiſchen Diskuſſionswert 


S n dd 


beſitzen. 
Oberbaurat, Senator Oelsner 
Altona 
Zu 1. Bei uns iſt in der Kriegszeit jedes 


freie Stück Land bis ins Stadtinnere hinein mit 
Schrebergärten belegt worden. Hierunter ſind 
Flächen, die Induſtriegelände belegen, an dem 
wir ſchweren Mangel haben, öffentliche Platz⸗ 
flächen zur Erholung der Bürgerſchaft und 
ſchließlich Bauplätze, beſonders ſolche für öffent⸗ 
liche Gebäude. Daraus ergibt ſich die Antwort 
von ſelbſt. An dieſen Stellen werden in abſeh— 
barer Zeit die Schrebergärten weichen 
müſſen, ſo ſchmerzlich für mich auch das Gefühl iſt, 
immer wieder und immer wieder Bauausführungen 
damit beginnen zu müſſen, Schrebergärtner von 
der Stelle, die ſie mühſelig fruchtbar gemacht 
haben, zu vertreiben. Gerade deshalb müſſen 
Dauer⸗Kleingärten geſchaffen werden, um die 
wertvollen Schrebergärtner — das find meiner 
Anſicht nach die, die an ihrem Gartenſtück 
hängen, die mit ihm einen großen Teil ihrer 
Lebensfreude verknüpfen! — um dieſe wertvollen 
Schrebergärtner zunächſt unterzubringen. Dauer⸗ 
ſchrebergärten find bis auf wenige, beſonders 
zu geſtaltende Ausnahmen auf öffentlichen Plätzen 
größerer Weiträumigkeit nur im Innern 
großer Baublöcke oder eingebettet in grünen 
Anlagen der Stadt möglich. Wir erſtreben bei unſern 
Grüngürteln organiſche Eingliederung großer 
Dauerſchrebergartenflächen. Hierbei wäre es mir 
ſehr willkommen, wenn ich eine Lauben⸗ 
ausführung erreichen könnte, die einen ähn⸗ 
lichen Zweck verfolgt wie die früheren Garten⸗ 
häuschen, die die Bürger vor den Toren der Stadt 
hatten, alſo Gartenhäuschen, die auch eine ein⸗ 
fache Wohngelegenheit im Sommer geben können. 
Gerade dann wäre die etwas größere Entfernung 
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vom Stadtinneren unbedenklich, für die, die 
Fahrräder oder andere Verkehrsmittel benutzen 
können, ſogar erwünſcht. 

Zu 2. Bei der Umlegung und betriebs⸗ 
mäßigen Aufwertung des Kleingartengeländes 
wird man Reich und Länder nicht vorſpannen 
können. Die Stadtverwaltung wird in 
jedem Falle helfen müſſen, manchmal auch 
die eigentliche Trägerin der Laſten ſein. Der 
Schrebergärtner ſoll den guten Willen zeigen, die 
Laſten der Umlegung zu vermindern und die Auf⸗ 
wertung durch Einpaſſung in Geſamtpläne zu 
erleichtern. 

Zu 3. Schrebergärten als Dauergärten mit 
beſcheidenſter Wohngelegenheit in einem Garten- 
häuschen würden an ſich ein Dauerſtadium dar⸗ 
ſtellen können von ſelbſtändigem Wert, wenn die 
Bevölkerung in wirtſchaftlichem Aufſchwung zu 
einem Behagen kommt, das ſolche ruhige Garten⸗ 
freude weitab von der eigentlichen Wohnſtätte be⸗ 
günſtigt. Im einzelnen Falle kann eine Schreber⸗ 
gartenanlage ein ſelbſtändiges ſtädtebauliches 
Element fein, wenn fie in der Form zu erfreu— 
licher Wirkung zuſammengefaßt iſt, von Hecken 
oder Mauern umgrenzt und von Alleen umgeben. 
Sonſt iſt der Schrebergarten, wie mir ſcheint, ein 
Notbehelf gegenüber dem eigent- 
lichen Hausgarten und in allen den 
Schwierigkeiten ſeiner Bewirtſchaftung nur zu er⸗ 
klären durch eine ganz rührende Sehnſucht nach dem 
Boden, die leider von ſo vielen nicht richtig erkannt 
und nicht vollkommen gewürdigt wird. Alſo ein 
Notbehelf, aber ein geradezu verewigter, wenn nicht 
weit fortſchreitende Mechaniſierung jede Beſchäfti⸗ 
gung mit der Natur als ſinnlos erſcheinen läßt. 5 
Und das wäre ja wohl der Anfang vom Ende! i 


Stadtbaurat Rühl 
Magdeburg 
Zu Frage 1. Es iſt ausgeſchloſſen, den 
gejamten, heute von den Kleina 
gärtnern belegten Boden zu wa 


kleingärten zu erklären. Für wieviel dies möglich 
ſein wird, hängt ab von der Bedürfnisfrage, mehr 
aber noch vom Bodenbeſitz und finanzieller 
Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde. Die Heranı 
ziehung von Privatbeſitz, der ſich ſeiner Lage nach 
für dieſe Zwecke beſonders eignet, iſt zurzeit aus 
Mangel an geſetzlichen Handhaben nicht durch- 
führbar. f 
Die Ausgaben neuer Kleingartenkolonien er?“ 
fordern unbedingt eine höhere ſachliche Organi 
ſationsform, deren Durchſetzung aber nur mit 
größter Mühe und ſehr allmählich erreichbar er? 
ſcheint. sS 
8 Frage 2. Umlegung und Aufwertung 
des Kleingartengeländes kann auf die Dauer nur im 
weſentlichen von den Intereſſenten baden 


Beilagedes 
werden. Die Gemeinde wird nur ausgleichend, 
beſonders bei Wirtſchaftskriſen, helfen können. Die 
Vorſtreckung der Kapitalien für die erſten Anlagen 
wird ſie zunächſt noch im weſentlichen tragen müſſen. 


Zu Frage 3. Solange die Großſtadt im 
heutigen Sinne beſteht, werden Klein⸗ 
gartengebiete als ſelbſtändige ſtädtebau⸗ 


liche Einheit neben der konzentrierten Wohnform 
notwendig ſein. 

Ich ſehe heute in der allgemeinen Einſtellung 
zu den Fragen des Lebens und der Lebensform 
noch keine Spuren, die die Entwicklung einer neuen 
Form des Städtebaues aus dem Kleingarten⸗ 
weſen heraus erhoffen laſſen können. Es wird 
trotzdem Pflicht des Städtebauers von heute ſein, 
die Möglichkeit zu einem ſolchen Übergang ſcharf 
im Auge zu behalten. 

Oberbürgermeiſter E. Finke 
Grünberg i. Schl. 

Zu 1: Dauerkolonien. Der geſamte in der 
Stadt Grünberg mit Kleingärten belegte Boden 
kann nicht zu Dauergärten erklärt werden, da 
ſich der Stadtbebauungsplan auf einen großen Teil 
dieſer Kleingärten erſtreckt. Trotzdem muß verſucht 
werden, die Zahl der beſtehenden Kleingärten bei- 
zubehalten; an günſtig gelegenen Stellen wird ihre 
Zahl ſogar zu erhöhen ſein. Der von dieſen Klein⸗ 
gärtnern belegte Boden wird dann zu Dauergärten 
zu erklären ſein. Neue Kleingartenkolonien in 
größerer Zahl in wirtſchaftlich einträglicher und ver⸗ 
kehrlich guter, alfo ſtädtebaulich wertvoller Lage an- 
zulegen, iſt aus wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
nicht möglich. Hier iſt mindeſte Voraus⸗ 
ſetzung, die Betriebsform auf eine 
höhere Baſis zu ſtellen, um ſo eine rentable 
Bewirtſchaftung zu ſichern. 

Zu 2: Betriebsform. Umlegung und betriebs⸗ 
mäßige Aufwertung des Kleingartengeländes 
können von der Allgemeinheit, in Sonderheit von 
der Stadt, grundſätzlich nicht über⸗ 
nommen werden. Dagegen wäre es möglich, die 
Kleingärten durch größere Inanſpruchnahme der 
Stadt zu intenſivieren, wenn die zu erreichende 
höhere Betriebsform Verzinſung und Amorti- 
ſation des inveſtierten Kapitals unbedingt ſichert. 
Dementſprechend müßten Verzinſung und Amorti- 
ſation bei der Pachtfeſtſetzung einberechnet und 
dadurch den Kleingärtnern auferlegt 
werden. 

Zu 3: Geſtaltung. Die Kleingartenbewegung 
betrachte ich aus volkswirtſchaftlichen und volks⸗ 
hygieniſchen Gründen als einen zeitgebundenen 
Übergang zu einer höheren Form des Städtebaues. 


Stadtbaurat H. Wolff 
Brandenburg a. 5. 
Die dritte Frage iſt die wichtigſte, fie ift grund- 


x legend für die Beantwortung der erſten und 
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zweiten Frage und muß daher an erſter Stelle be- 
antwortet werden. Daher 

zur Frage 3: Den Kleingarten, d. h. die Ge⸗ 
ſamheit der Kleingärten, fehe ich als eine ſel b⸗ 
ſtändige ſtädtebauliche Einheit an, 
genau ſo, wie deren beide Schweſtergebiete, 
nämlich die öffentlichen Grünanlagen und die 
öffentlichen Spiel- und Sportplätze leinſchließ⸗ 


lich der Fluß⸗ und Seebadeanſtalten). Der 
Städtebau muß die drei Arten von Stadt- 


grün in jeder Bauweiſe — ſei es Stockwerks⸗ 
bau oder Siedlungsflachbau — vorſehen, d. h. 
unabhängig von der Wohnungsbauform. Von 
einer Gebundenheit der Kleingärten an das Maſſen⸗ 
miethaus, d. h. an den Stockwerksbau, kann daher 
leine Rede ſein. Um dies näher zu begründen, iſt 
es notwendig feſtzuſtellen, daß man im Städtebau 
nicht von Hochbau oder Flachbau ſprechen darf, 
ſondern daß es im guten Städtebau nur den Hoch⸗ 
bau und den Flachbau geben kann, wobei jeder 
Bauart die richtige Stelle von ſelbſt im Stadtplan 
zufällt, vorausgeſetzt, daß man den Städtebau zu⸗ 
nächſt nach wirtſchaftlichen Grundſätzen betrachtet. 

Zur Frage 1: Aus den obigen Ausführungen 
ergibt ſich die Antwort auf die Frage 1 von ſelbſt, 
nämlich es muß möglichſt aller heute 


von den Kleingärtnern belegte 
Boden zu Dauergärten erklärt 
werden. Natürlich müſſen dabei die Plätze für 


Verkehrsanlagen und für wichtige öffentliche Ge⸗ 
bäude abgetrennt werden. Ich gehe noch weiter 
in Würdigung der tiefgreifenden Bedeutung von 
Kleingärten; ſelbſt bei anzuzweifelnder zahlen⸗ 
mäßiger Rentabilität muß in der inneren Stadt⸗ 
erweiterung (bei der äußeren ift das ſelbſtverſtänd⸗ 
lich!) auch noch weiterer Boden für den gleichen 
Zweck bereitgeſtellt werden, wenn die Nachfrage 
nach ſolchen Kleingärten in dem entſprechenden 
Wohngelände feſtſteht. 

Unter dieſem Geſichtspunkt iſt „eine Forderung 
nach höherer ſachlicher Organiſation dieſer öffent⸗ 
lichen Gärten“ nicht bloß überflüſſig, ſondern ſogar 
ungerecht. Das Primäre iſt für den Städtebau 
die teilweiſe Freihaltung ſtädtiſchen Bodens von 
der Bebauung für Zwecke der Grünplanung, das 
Sekundäre iſt die zahlenmäßige rentable Bewirt⸗ 
ſchaftung dieſer Grünflächen, ſoweit man eine 
ſolche Forderung überhaupt an Grünflächen im 
Inneren des Stadtgebietes ſtellen darf. Für das 
Stadtganze iſt es doch etwas Günſtiges, wenn 
große Lungen im Stadtgebiet entſtehen und unter⸗ 
halten werden durch private Initiative, alſo unter 
Schonung des Stadtſäckels, gar nicht zu reden von 
den ethiſchen, geſundheitlichen und nahrungswirt⸗ 
ſchaftlichen Vorteilen, die alle letzten Endes auch 
wieder dem Stadtganzen zum Vorteil gereichen. 

Zur Frage 2: Die Antwort auf die Frage 2 
ergibt ſich aus der vorgenannten klaren Unter⸗ 
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ſcheidung von ſelbſt. Die Laſtenverteilung für die 
Bereitſtellung, die Anlage und Unterhaltung von 
Kleingärten kann nur jo erfolgen, daß im 
Gebiet des Hochbaues alſo im 
inneren Stadtgebiet — einſchließlich der engeren 
Stadterweiterung, die Koſten teilweiſe aus 
öffentlichen Mitteln getragen werden, 
weil hier die Notwendigkeit der Anlage und der 
Unterhaltung ſolchen Grünlandes als Freiland 
für die Allgemeinheit vorliegt. Im weiteren 
Außengebiet — alfo im Gebiet des Flad- 
baues — dagegen wird ſich die Behörde mit der 
Hilfeleiſtung für die Bereitſtellung des 
Grund und Bodens begnügen müſſen, alles 
weitere iſt Sache der direkten Nutznießer, nämlich 
der Kleinpächter. Überhaupt muß ſich die 
Kleingarten bewegung finanziell 
im weſentlichen ſelbſt tragen. Be⸗ 
ſondere öffentliche Mittel für die intenſive Aus— 
geſtaltung ſolcher Kleingärten können ſchon des— 
halb nicht gegeben werden, weil irgend eine 
Garantie der Wirtſchaftlichkeit ſolcher Kleingärten 
nicht geſchaffen werden kann. 
Stadtbaurat Dr.-Ing. Althoff 
Frankfurt a. O. 
Zu 1. Die Einrichtung von Dauergärten iſt 
für mich eine der wichtigſten Aufgaben der Zu- 
kunft. Während meiner Tätigkeit in Marien⸗ 
burg ſind auf meinen Vorſchlag in kürzeſter 
Zeit etwa 300 Dauergärten geſchaffen 
worden. In Frankfurt a. O. ſind die 
Vorbereitungen für die Schaffung von Dauer— 
gärten im Gange und zwar in Verbindung 
mit dem in Bearbeitung befindlichen Be— 
bauungsplan. Die Dauergärten müſſen ſich 
als fortlaufende Diagonale und Ringgürtel 
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durch das zukünftige Bebauungsgebiet ziehen und 
ſie dienen dazu, einmal, der Bevölkerung die not⸗ 
wendigen Lungen dauernd zu ſichern, weiter dazu, 
ausreichendes Gelände für öffentliche Gebäude 
freizuhalten. Bei fortſchreitender Bebauung wird 
nur ein kleiner Teil dieſer Grüngürtel in öffent- 
liche Anlagen zu verwenden ſein, die Hauptteile 
müſſen als Dauergärten beſtehen bleiben. 

Zu 2. Nach meiner Anſicht entſtehen durch 
die Schaffung von Dauergärten keine dauernde 
Belaſtungen, wenn im Bebauungsplan redt- 
zeitig die hierfür erforderlichen Nutzungsflächen 
von der Bebauung ausgeſchloſſen werden. Die 
Ausweiſung des für die Dauergärten beſtimmten 
Geländes muß eher erfolgen als die der Be— 
bauung vorangehende Bodenſpekulation, die 
die Bodenpreiſe in die Höhe getrieben hat. 

In Einzelfällen müſſen auch die für die 
Dauergärten beſtimmten Nutzungsflächen bis in 
das Baugebiet vorgeſtreckt werden. Da die 
Dauergärten die notwendigen öffentlichen Frei- 
flächen zum Teil erſetzen ſollen, iſt eine Be— 
teiligung der Kommunen an den 
Laſten unbedenklich. 

Zu 3. Ich halte die Dauergärten, die als 
eine Neuauflebung der in den Kleinſtädten ſchon 
ſeit Jahrhunderten beſtehenden Gärten vor dem 
Tor anzuſehen ſind, für eine notwendige 
Dauerein richtung. Die neuzeitlichen 
Bebauungspläne nehmen bereits auf diefe Not- 
wendigkeit Rückſicht, indem ſie die ſchon er⸗ 
wähnten Nutzungsflächen ſchaffen, d. h. Frei⸗ 
flächen, die dauernd der Bebauung entzogen 
werden, ohne daß ſie in die öffentliche Hand 
überführt zu werden brauchen. Der zukünftige 
Bebauungsplan wird alſo immer die Dauer- 
gärten mit aufnehmen müſſen. 


Die Großftädte und ihre Kleingärten. 
(Ein Schlußwort zur Dauerkleingarten⸗Enquete.) 
Von Leberecht Migge. 


Die Frage, wie unſere Kleingartenmaſſen 
künftig in das Stadtbild eingebaut werden ſollen, 
hat ſich nachgerade zu einer Lebensfrage der 
Städte und ihrer Bewohner zugeſpitzt. Denn 
immerhin wird auch heute, nach der Hoch— 
konjunktur die Zahl der Kleingärtner in Deutich- 
land noch auf reichlich 1½ Millionen geſchätzt 
(wovon etwa / bis / im Zentralverband 
organiſiert find), was bedeutet, daß 6 bis 
8 Millionen Menſchen, meiſtens Städter, 
gärtnernd vor den Toren figen und vorausſicht⸗ 
lich ſitzen bleiben werden. Es liegt alſo zweifel— 
los ein Maſſenproblem vor, das unſer nationales 
Leben und unſere Volkswirtſchaft im Nerv berührt. 

Entgegen den in letzter Zeit ſich häufen⸗ 


den unverbindlichen Gelegenheitsäußerungen 


einiger Städtebauer und Stadtführer im Jnter- 
eſſe der Kleingärtner ſowohl als auch der Kom— 
munen, hielten wir es daher für angemeſſen, die 
maßgeblichen Stellen und Perſönlichkeiten auf 
dieſem Gebiete einmal zu einer klaren, per- 
antwortlichen Hergabe ihrer Erfahrungen und 
Meinungen für die „Siedlungs-Wirtſchaft“ zu 
bitten. Es ſind, der Lage entſprechend, vornehm⸗ 
lich die praktiſchen Leiter großſtädtiſcher Stadt- 
erweiterungsämter aufgefordert, aber auch einige 
mittlere und kleinere Kommunen, ſo daß wohl 
ind in Betracht kommenden Fälle berückſichtigt 
ind. 

Für die allſeitige Bereitwilligkeit zur Mit- 
arbeit an der Klärung dieſes wichtigen Problems 
ſei auch an dieſer Stelle gedankt. — 
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Angeſichts der Ausführlichkeit der meisten 
Antworten — wir haben einige an fih inter- 
eſſante Urteile über benachbarte Fragen aus 

aumgründen zurückſtellen müſſen — ift nad- 
ſtehend verſucht, den Inhalt aller Zuſchriften auf 
einen kurzen Generalnenner von 5 Frage- 
beantwortungen zu bringen, von denen die vierte 
noch unterteilt iſt. Sie ſind mit ja oder nein 
bezw. mit bedingt ja oder bedingt nein 
bezeichnet. Nicht oder ungenügend klar formulierte 


Einzelurteile erhielten einen Gedankenſtrich. 
— ' ſ— ꝗ ii! 


Frage 1] Frage 2| Frage 3 Frage 4 Frage 5 
Sind Iſt die 
er Wer foll die 5 
Ramen . Aliase peers Einrichtung Klone 
ednet tegang [wide | en | Doner 
olo 
em erwünſcht erforder. — — ee eine iel 
möglich:: tig? Klein "heit. Cinge? 
I 
Altho — bed. ja ja 
Berg 1 ja nein] bed. ja 
Brix — bed. ja nein 
Elkart ja nein | bed. nein 
te ja bed. jaj bed. nein 
ahn ja bed. jaſ bed. ja 
Lemmer — | — | bed. ja 
ay bed.ja ja nein 
Muesmann bed. ja — ja 
elsner bed. ja bed. jaf bed. ja 
ühl ja nein | bed. nein 
Schmidt nein — ja 
Schumacher — — — 
Strobel ja bed. jaf bed ja 
aut ja bed. jaf bed. ja 
Wagner, | 
Martin nein ja | bed. nein 
Wagner- | 3 
2 Speyer ja 'bed.jal bed. ja 
Wolff- 
Brandenb. b. nein nein ja ja 
Wolff⸗ N 
Dresden bed. ja] ja ja [bedja] nein | bed. ja 


Erfreulich an dieſer Zuſammenſtellung ift gu- 
nächſt das geſchloſſene und rückhaltloſe Bekenntnis 
faſt aller deutſchen Städtebauer zum Dauer⸗ 
kleingarten (ſiehe Frage 1). Allerdings zum 
Dauergarten von heute. Ihn auch für fernere 
Zukunft bedingungslos im Stadtplan zu ver⸗ 
ankern, wird mit einigen Ausnahmen vorerſt ab- 
gelehnt, und auch die Zuſtimmungen find ver- 
klauſuliert (Frage 5). 

Ebenſo bedeutungsvoll ſcheint uns die 
Stellungnahme zur teilweiſen Umlegu ng der 

eutigen Gärten zu ſein (Frage 2). Hier iſt die 
weitaus überwiegende Meinung die, daß der 
größte Teil der ſtädtiſchen Kleingärten an ihrer 
jetzigen willkürlichen Stelle nicht erhalten bleiben 
ann, ſondern umgelegt, dahin gelegt werden 
muß, wo er dauernd bleiben kann, ohne mit Wohn⸗ 
und Wirtſchaftsforderungen der Stadt zu kollidieren. 

Es iſt gleichfalls faſt einhellige Überzeugung 
der Städtebauer, daß mit dieſer Umlegung eine 
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ſachliche Aufwertung der Kleingärten 
verbunden werden muß (Frage 3). Ohne es ſo 
draſtiſch auszuſprechen wie May-Breslau, kommt 
doch eine mehr oder weniger ähnliche Auffaſſung 
von der Unhaltbarkeit des Zuſtandes und des 
Anblickes der meiſten heutigen Kleingärten zum 
Ausdruck. Und wenn die Außenſeiter Wolf⸗ 
Brandenburg und Schmidt- Effen diefe Forde- 
rung verneinen, ſo liegt hier wohl mehr das 
alte Mißverſtändnis zugrunde, als ob mit 
„beſſeren Gärten“ eo ipso beſſere Nutzgärten ge- 
meint feien. Ob Luſt⸗ oder Wirtſchaftsgarten: es 
werden anſtändige Gärten gefordert, d. h. 
Gärten überhaupt. 

Immerhin: So weit geht die Sache noch 
glimpflich ab. Ernſtlich auseinander gehen die 
Meinungen erft, wo es ſich um die Be- 
gleichung der Zeche dreht. In Frage 4. 
ſchwankt die Skala bedenklich vom be— 
dingungsloſen „Ja“ bis zum äußerſten „Nein“! 
Wer foll zahlen, der Kleingärtner oder die Ml- 
gemeinheit? 

Die Frage zu entſcheiden, iſt nicht leicht. Wir 
haben bereits im Märzheft (S. 18) darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es ſich hier um Milliardenwerte 
für Bereitſtellung des Grund und Bodens ſowie 
für ſeine Einrichtung handelt. Auf der anderen 
Seite ſteht ſowohl ein ſtarkes und dauerndes Be— 
dürfnis der Städter nach Land ſowie ihre relative 
Mittelloſigkeit feſt. Mit bloßer Ablehnung oder 
Zuſtimmung iſt dieſer Zwieſpalt nicht bejeitigt. 
Er kann nur beſeitigt werden, wenn von einer 
höheren Warte aus die Notwendigkeiten ſowohl 
als die Möglichkeiten beider Parteien gewertet 
werden. So kommen denn auch die meiſten der 
Beurteiler, und wohl gerade die erfahrenſten 
unter ihnen, zu Vorſchlägen, die auf eine gerechte 
Verteilung der Laſten abzielen. Sie laufen im 
allgemeinen darauf hinaus, daß die Städte den 
erforderlichen Boden in beſtmöglicher Lage gegen 
mäßige Pacht ſicherſtellen, während die Klein— 
garten-Organiſationen hierfür die nun allerdings 
geforderte gute Garteneinrichtung zu verant⸗ 
worten hätten. Unter dieſer Vorausſetzung ließe 
ſich, zum mindeſten für den Übergang und an— 
geſichts der heutigen Wirtſchaftslage, auch die Ge— 
währung von billigen Darlehen ſeitens der 
Länder und Provinzen und Kreiſe verantworten. 
Weſentlich erleichtert würde ein derartiger Muf- 
und Ausbau unſeres Kleingartenweſens durch die 
Vervollkommnung der einſchlägigen Geſetze 
und Verordnungen, wie das Hahn, Strobel 
u. a. Praktiker fordern. Wir unſererſeits 
wünſchten diefe Handhaben weniger in per- 
waltungsrechtlicher als in dinglicher Be 
ziehung ausgebaut, wozu die Gründung der 
Gartenfürſorgegeſellſchaften ein vielverſprechender 
Anfang iſt. 
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Typen für Dauer⸗ Kleingärten. 
(Zu unſerer farbigen Beilage.) 


Die Not unſerer Kleingartenbewegung ſcheint 
heute weniger ſozial als ſachlich begründet. Zum 
Schutz und zur Förderung des Kleingartenweſens 
im allgemeinen iſt gerade in letzter Zeit viel getan 
worden. Woran es aber offenbar und allent⸗ 
halben mangelt, das iſt der gärtneriſche Ausbau 
unſerer Kleingartengebiete. In dieſem Sinne 
ſind unſere Kleingärten größtenteils leider nicht 
muſterhaft. Das gewiſſe „Zigeunerhafte“, wie 
es ein bekannter Architekt und Städtebauer in 
unſerer Kleingarten-Enquete bezeichnet, muß aus 
unſeren Kolonien verſchwinden. Wir brauchen 
dringend Muſter für Kleingarten-Typen. Es 
ſind deshalb folgende 


Leitſätze für Kleingarten⸗politik 
aufgeſtellt von Leberecht Migge und Harry Maaß. 


1. Eine Bewegung ſteht und fällt mit ihren Taten. 
Eine Gartenbewegung muß große Gartentaten verrichten, 
muß Gärten Schaffen‘ wenn fie Erfolg und Dauer haben 
ſoll. Die Kleingartenbewegung, insbeſondere die or⸗ 
ganiſierte, hat bisher mehr (politiſch) ver handelt, als 

achlich) ge handelt. Sie hat Menſchen, aber nicht 
Gärten organiſiert. Sie muß nunmehr zu Garten- 
Taten übergehen oder untergehen. DE 
2. Gärten entſtehen, indem man garten te 
Einrichtungen und Bedingungen ſchafft. Dieſe ted- 


niſchen Bedürfniſſe (als Schutz, Bewäſſerung, Dung, Boden⸗ 
bearbeitung) ſind unabhängig von dem Zweck des 
Gartens. Zier⸗ und Nutzpflanzen haben die gleichen 
techniſchen Bedürfniſſe. Über Art und Zahl der erforder⸗ 
lichen Sacheinrichtungen entſcheidet der Sachkenner. 

3. Auf einer derartigen generellen Ordnung ſeiner 
Wachstumsbedingungen beruht weſentlich die Schönheit 
eines Gartens. Kleingarten⸗Schönheit bedeutet in erſter 
Linie nichts anderes als Ordnung in das heutige grüne 
Chaos der Kolonieen zu bringen. Erſt auf ſolchen ſach⸗ 
gerechten konſtruktiven Grundlagen haben alle perſön⸗ 
— Gartenliebhabereien und künſtleriſchen Abſichten 

inn. 

4. Auch die Offentlichkeit, die niemals ſentimental 
wertet, wird und kann auf die Dauer nur derartig ſchön 
geordnete Kleingärten dulden. Nur echte Gärten, nicht 
aber „gartenähnliche“, können überdies grünſoziale Vor⸗ 
teile für ſich begründen. Von der Güte dieſer Gärten 
wird die Güte der Lage abhängen, die man ihnen im 
Stadtgebiet letzten Endes zuweiſt. 

5. Die Koſten, die aus der Umlegung und Einrichtung 
derartiger Kleingartenquartiere entſtehen, „fallen denen 
ur Laſt, die den Vorteil davon haben“ (Berg). Da den 
Nutzen unleugbar in der Hauptſache die Kleingärtner 
ſelbſt ziehen, werden ſie auch die Hauptlaſten übernehmen 
müſſen. Erſt nach dem Nachweis eigenen Opferwillens 
kann ein Anſpruch auf Hilfeleiſtung der Allgemeinheit 
glaubhaft gemacht werden. 

6. Unter der Vorausſetzung, daß ſachgemäße Ein- 
richtung und Betrieb der Kleingärten von der Klein- 
gartenorganiſation im weſentlichen ſelbſt garantiert wird, 
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*MUSTER-KLEINGARTEN von 550 -400 qm * 
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l; Slumen-u.Beeren-Barten 
II: Wohn- u. Spielgarten 
III: Sonnenlaube 
IV: Dungplat 
V: Arbeitsplatz 
VI: Kulturen 


1: Eingan 

2: Rankroſen 

3: Blumenrabatte 
4: Rafen 

5: Birte 

6: Pflaumenbaum 
33 eig 
8: 

9 

10 

11 


: Stachelbeeren a. St. 
: Apfelſpaliere 
: Hollunderhecke 
: Himbeerhede 
12: Flieder 
13: Obſtpyramide 
14: Rhabarber 
15: Gemüſe 
a: Abſchlußhecke 
b: Sitzplätze 
e: Sandkiſte 
d: Regenanlage 
e 
f 
k 
l 
m 


: Anzuchtbeete 

: Waſſerbehälter 
: Arbeitstiſch 

: Erdkäſten 
Trockenklo 

: Dungjilos 

: Wajjer-Hauptleitung 


Seilag e d e s 


können die Städte gut gelegenes Land auf längere Friſt zu 
mäßigen Pachtpreiſen zur Verfügung ſtellen. Dann auch 
notfalls Kredite. Und dann erſt können auch ſtaatliche 
Aufwendungen für allgemeine Aufgaben des Kleingarten⸗ 
weſens (Muſtergärten, Verſuchsanlagen, Schädlings⸗ 
bekämpfung, Schulung uſw.) im größeren Maßſtabe ver- 
antwortet werden. 

7. Dieſes alles unter der Vorausſetzung der Dul⸗ 
dung und Förderung auch aller übrigen ſtädtiſchen 
Grünbelange, der Siedlungen, Sportanlagen, Prome⸗ 
naden u. a. m. Nur wenn der Kleingartenbau ſich als 
Kern und Rahmen aller Formen der Naturſehnſucht 
der Städter erkennt, und dementſprechend handelt, hat er 
Ausſicht, ſich als Volksbewegung durchzuſetzen und zu erhalten. 
Im Sinne dieſer Ausführungen haben wir 
(ſiehe „Siedlungs⸗Wirtſchaft“ Heft 9/1924) die 
Liegnitzer Muſterkolonie gezeigt. Heute 
bringen wir einen Einzelgarten von etwa 
400 qm. Die Vogelſchau in unſerem farbigen 
Kunſtblatt und der Grundriß auf Seite 42 
ſollen dartun, was alles auf ſo kleiner Fläche an 
Gartenfreuden von der blumigen Spalierwand 
über das praktiſche Dungſilo bis zum Radio auf 
der Sonnenlaube geboten werden kann. Kann, 
wenn der Gartenraum voll aufgeteilt und ſach⸗ 
gerecht eingerichtet wird. In der letzten Nummer 
brachten wir auf Seite 29 die Vogelſchau einer 
Variante, diesmal mehr nach Liebhaber-Seite 
entwickelt. 


Die Sonnenlaube 
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Aber es genügt für eine derartige Muſtertype 
keineswegs, daß ſie ſeinem Beſitzer zuſagt, ſie hat 
unter allen Umſtänden auch dem — Nachbarn zu 
gefallen. Das heißt, ſie muß ſich dem Rahmen 
der Kolonie einfügen und im weiteren 
Sinne der ſtädtebaulichen Aufrollung der 
betreffenden Grünzone. Hier gibt das ſeitliche 
Schema auf unſerem Plane ſowie auch das in 
Nr. 2 Abb. 13 unſerer „Siedlungs⸗Wirtſchaft“ ab⸗ 
gebildete Großſchema eines Muſterflachbau⸗Stadt⸗ 
viertels entſprechenden Aufſchluß. 


Man ſage nicht, daß für derartig „ſchöne“, 
das heißt einfach: ordentliche Gärten keine Mittel 
vorhanden ſein werden. Nicht nur, daß viele 
fleißige und ſparſame Kleingärtner fon heute 
nicht ſelten ebenſo viel und mehr in ihre Gärten 
hineinſtecken, nur leider oft an falſcher Stelle; 
wir haben auch des öfteren ſchon praktiſch den 
Nachweis für die Finanzierung derartiger 
Muſterkolonien gebracht. Überdies kann ja auch 
alles gern nach und nach aufgebaut werden, 
wenn nur ein Plan beſteht, an den man ſich 
halten kann. Aber wie auch immer: entweder 
es werden künftig ſchöne Klein⸗ 


gärten ſein, oder ſie werden nicht 
ſein! 


Ein Drittes gibt es nicht. 


Durch die ſchräge Vollöffnung 
der Vorderwand als Türe wird bei 
geringem Materialverbrauch und 
zueclentſprechender Anordnung 
aller Teile ein guter Schutz⸗, 
Sonnen- oder Schattenraum 


geſchaffen. 


Die Siedlungs-Wirtfhaft, unabhängige Monatsſchriſt für Kleingartenbau und Siedlung, 


für den Fortſchritt in der Bodenkultur. 
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Bartenfürforge 
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Bodentehnifhe Mitteilungen 
der Siedͤlerſchule Worpswede 


| Saat: und Pflanzenkalender im Juni] 


Gemüſe-Ausſaat. 
Salat, 


Kohlrabi, 
Winterendiven, 
Winterkohl 
Herbſtrüben, 
Radieschen, 
Möhren, 
Sommerrettich 
Bei guter Bewäſſerungsmöglichkeit ſpäte Erbſen. 
Pflanzung. 


auf ein ſchattiges Saatbeet zur Ge⸗ 
winnung von Setzpflanzen. 


an Ort und Stelle. 


Spät⸗Kohlarten, 


Kohlrabi, 

f > Fra auf leer gewordene entſprechend 
Porrée { vorbereitete Beete; Kopfjalat und 
Rote Beeterüben, | Kohlrabi als Zwiſchenfrüchte. 
Winterendivien, 

Kopfſalat 
Beſondere Arbeiten. 
Erbſen erhalten, ſoweit noch nicht ge— 


ſchehen, Reiſig oder Gerüſte aus Drahtgeflecht. 
Alle Schling⸗- und 5 ſind 
des öfteren anzuheften. Desgleichen Tomaten, 
an denen in Abſtänden von etwa 8—10 Tagen 
die neuen Triebe auszukneifen find. Wurzel- 
gemüſe ſind ſo zu. verziehen, daß die einzelnen 
Pflanzen 5—8 em je nach der Größe der Sorte 
auseinander kommen. Erdbeerbeete ſind 
ſtändig abzuranken, ſoweit die Ranken nicht zur 
Bildung neuer Pflanzen benötigt werden. 

Blumenzwiebeln werden Heraus- 
genommen und trocken aufbewahrt. Bei ſchwerem 
Boden ſind Kartoffeln, Kohl, Erdbeeren, Bohnen 
und auch andere Gemüſearten zu häufeln. 
Der Spargel wird nach dem 24. nicht mehr 
geſtochen. Beim Rhabarber ſind die Blüten- 
triebe ſtändig auszuſchneiden. Alle ſtark— 
wachſenden Gemüſearten, wie vor allem 
Gurken, Kürbiſſe, Tomaten, auch 
Sellerie und Kohl, erhalten eine Nach— 
düngung mit gut vererdetem Kompoſt oder ver⸗ 
gorener Jauche. Falls beides fehlt, eine Löſung 
von Harnſtoff. 

Bewäſſerung der Gärten. 

Als erſte Grundregel gilt für die jetzt immer 
nötigerwerdende Bewäſſerungder Gärten, daß jede 
Waſſerzuführung durchdringend fein 
muß, und daß nicht einzelne Partien des Bodens 


trocken bleiben. Es gibt durch die weit verbreitete 
Unſitte des leichten Übergießens nicht bloß eine 
unendliche Reihe von Selbſttäuſchungen, ſondern 


auch der ungleichmäßige Beſtand der Kulturen 
und das ungleichmäßige Wachstum einzelner 


Pflanzen, was ſelbſt zu Verzerrungen führen 
kann, wird hierdurch verurſacht. Die einzelnen 


Aufnahmewurzeln ſtehen dann zumeiſt im 
trockenen Erdreich, während die feuchte obere 
Schicht nutzlos das Waſſer wieder an die Luft 


abgibt. 

Die zweite Regel ift, den Boden ſtändig 
offen zu halten. Nach jeder ſtarken Bewäſſerung 
iſt ſofort wieder durch Hacken oder Harken eine 
lockere Schicht zu bilden, die das darunterliegende 
Erdreich vor Verdunſtung ſchützt. Hierdurch wird 
mehr Waſſer im Boden erſpart, als wir gewöhn— 
lich durch primitive Waſſerzuführung mit Giek- 
kannen wieder hineinbringen können. 

Als dritte Regel iſt für den Siedlergarten 
aufzuſtellen, daß ſein Ab mwa ffer für den Bedarf 
eines Gartens bis zu 500 qm ausreicht, wenn 
genügend große Gruben vorhanden ſind. Er hat 


alſo hier die billigſte Waſſerquelle, die gleich— 
zeitig ſeinen Kulturen die nötige Sommer- 


düngung zuführt. Wie dies am beſten geſchieht, 
haben wir bereits öfters dargeſtellt (ſiehe auch 
letztes Heft Plath, Jauchedrill). 

Die vorteilhafteſte Waſſerzuführung in 
größeren Mengen geſchieht mittels einer Regen— 
anlage. Es ift heute möglich, ſchon für 40 M 
eine ſolche zu erhalten. Man vermeide runde 
Düſen, Raſenſprenger u. ä. Apparate, die das 
Waſſer immer ungleichmäßig verteilen. Eine 
Phönix⸗Regenanlage verteilt das 
Waſſer gleichmäßig, und durch die beſondere Kon— 
ſtruktion wird ſelbſt kaltes Waſſer temperiert, 


daß ſie heute für alle Verhältniſſe als die 
rationellſte und wertvollſte Waſſerverteilungs— 
einrichtung gilt. 

Das Hacken. 


Nach einem Ausſpruch vonr Lothar Meyer, 
dem bekannten Landwirt und Volkswirt, rentiert 
jede Hackarbeit im Durchſchnitt beffer als unſere 
normale induſtrielle und gewerbliche Tätigkeit. 
Inſofern iſt ſie auch die wertvollſte manuelle 
Arbeit zur Steigerung der Erträge. Erleichtert 
wird ſie durch Geräte mit ziehendem Schnitt. 
Dies ſind im weſentlichen für den Kleingarten: 
Waſſis Handpflug und der Garten⸗ 
kultivator, welch letzterer neben Einrad— 
hacken ſich auch für größere Betriebe eignet. 


— 


5 Ausstellungskarten von Leberecht Migge. 
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Schädlingskalender 


Die Raupenplage am Ob jt erreicht An- 
fang Juni ihren Höhepunkt. Es find alle die Mak- 


Von Blutläuſen ſtark befallener Apfelzweig. 


nahmen hiergegen zu wiederholen, die wir früher 
beſchrieben haben. 

Gegen O bſtmade, Stachelbeer⸗ 
ſpanner und Stachelbeerblattweſpe 
(die beiden letzten zeigten wir in Heft 4 in doppelter 
Größe) iſt die Beſpritzung mit Arſengiften zu 
wiederholen, desgleichen kommt dieſe gegen die 
Larve der Kirſchblattweſpe in Frage (ſiehe Abb.). 
Sie frißt die Kirſchblätter (oft auch Birnblätter) 
bis auf das Adergerippe kahl. 

Das Fallobſt ift zu ſammeln und zu ver- 
brennen. An tieriſchen Schädlingen treten in 
dieſem Monat neu auf: vor allem Blatt- und 
Blutläuſe. Erſtere find zu bekämpfen durch 
eine Schmierſeifenlöſung, die am beſten mit 
Quaſſialöſung verſetzt wird. Letztere durch Be- 
pinſeln mit Spiritus oder Spezialpräparaten, wie 
3. B. Uſtin. 


Larven der Kirſchblattweſpe. 


Sieoͤlungs⸗Gloſſen. 


Aus dem engliſchen Kleingartenbau. 

In einer Beſchreibung der Gartenſtadt— 
bewegung in Bournville teilt „Die Deutſche 
Gartenſtadtgeſellſchaft“ mit: 

Beſonders charakteriſtiſch für Bournville iſt die 
Förderung, die man dem Kleingartenbau an- 
gedeihen läßt. Was hier durch Belehrung, Organi- 
ſation, Schaffung von Kleingärten geſchieht, ſteht 
wohl einzig da. Die Kleingärten, deren Zahl 1200 
überſteigt, kommen neben den Werksangehörigen 
Cadburys den Bewohnern von Nachbarorten zu⸗ 
gute und werden nicht an einzelne Perſonen, 
ſondern an Kleingartenbauvereine vergeben, die 
die Unterverpachtung regeln. Die wirtſchaftlichen 
Ergebniſſe des Kleingartenbaues ſind ſehr be— 
merkenswert; man ſpricht von einem durchſchnitt⸗ 
lich ſechs fachen Betrag gegenüber der 
Landwirtſchaft und in Ausnahmefällen 
von Nettoerträgen in Höhe von 
6,75 M. pro Quadratmeter. 

„Die Gartenſtadt“, Mitteilungen 
der Deutſchen Gartenſtadt⸗Geſell⸗ 
ſchaft, Berlin⸗Grün au, iſt nach längerer 
Pauſe mit Heft 1 des 10. Jahrgangs wieder auf 
den Plan getreten. Das Heft gibt einen Überblick 


über die Entwicklung der Gartenſtadtidee und ſtellt 
trotz des durch Krieg und Inflation verurſachten 
Aufhörens faſt jeder propagandiſtiſchen Tätigkeit 
erfreuliche Fortſchritte dieſer internationalen Be- 
wegung feft. Dies nicht nur in wirtſchaftlich ghid- 
licheren Ländern, ſondern auch in Deutſchland. 
Die wirtſchaftlichen und politiſchen Nöte des letzten 
Jahrzehnts haben den Wert des Kleinhauſes mit 
Garten ungleich höher einſchätzen laſſen. Die kläg⸗ 
lichen Wohnungsverhältniſſe, die unmöglichen 
Dimenſionen und Verkehrsverhältniſſe der Grok- 
ſtädte drängen nach Dezentraliſation, aber nicht 
bloß nach einer ſolchen des Wohnens, ſondern auch 
der Gewerbetätigkeit, und fordern eine Stadt- 
erweiterung im Sinne der Gartenſtadt. Die wirt- 
ſchaftlichen Zuſammenhänge großer Wirtſchafts⸗ 
gebiete (Wirtſchaftsgebiete der Großſtädte, der 
Bergbau- und Induſtriezentren) verlangen 
Planungen, die weit über den Rahmen der ein⸗ 
zelnen Gemeinden hinausgehen und in der neue 
Anſiedlungszentren in Form von Gartenſtädten die 
Regel bilden. Aus dem urſprünglich vereinzelten 
Experiment der Gartenſtadt iſt ein Anſiedlungs⸗ 
prinzip geworden. Dieſe Entwicklung leuchtet 
überzeugend aus dieſer erſten Veröffentlichung hervor. 


Die Ausftellung „Heim und Scholle“ Braunfhweig wird am 7. Juni eröffnet 
und währt bis 12. Juli 
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Die Gartenfräſe hat ro: 
tierende Werkzeuge, und 
zwar federnde Krallen, die 
den Boden in bisher nicht 
erreichter Weiſe zerkrümeln, 
feine Struktur verfeineen. 
Hierdurch wird die durch 
alle Bodenarbeit erſtrebte 
Gare in vollſtändigſter 
Weiſe gefördert, der Waſſer⸗ 
haushalt wird verbeſſert, 
das Durchgefrieren im 
Winter verſtärkt, die Bakterien des Bodens gefördert. 
So kommt es, daß gefräſter Boden ſehr oft gegen— 
über anders bearbeitetem Boden höhere Erträge 


abwirft. 25 
Vor allem gibt der gefräſte Boden ein 


günſtiges Saatbett, in dem die Samen 


Fräsarbeit 


Feinſte Krümelung, beſte Dungverteilung 


gleichmäßig auflaufen. Der Dünger, ſofern er 
nicht zu lang, wird in vollkommenſter Weiſe ver- 
teilt und beſſer ausgenutzt. 

All dieſe Vorteile machen es wünſchenswert, 
daß die Bodenfräſe weiteſtgehende Verbreitung in 
den Gärten findet. Der Preis der 4 PS. -Garten⸗ 
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Seilage des eee 


Maſchinenkalender 


Die Gartenfräſe. 


fräſe ift neuerdings durch 


die Kreditaktion des 
Reichsminiſteriums für 
Ernährung und Land- 


wirtſchaft von 2700 auf 
2100 Mermäßigt worden. 
Der Betriebsſtoffverbrauch 
ſtellt ſich auf ca. 1½ Liter 
Benzin je Stunde und 1/4 
Liter Ol. Die Betriebs— 
koſten ſind alſo ſehr niedrig, 
ſie ſtellen ſich gewöhnlich 
etwas niedriger als Pferdearbeit oder halten ſich mit 
dieſer auf gleicher Höhe. 


Wie aber ermöglichen wir ſelbſt kleinen 
Gärten die Vorteile dieſer beſſeren Boden— 
bearbeitung? Die Städte Kiel und Grün⸗ 


berg ſind hier, wie auch ſonſt in ihrer Grün— 
politik vorbildlich vorgegangen, indem ſie Fräſen 
kauften und den Organiſationen bezw. den ein— 
zelnen Siedlern und Kleingärtnern bereit hielten. 


Pflugarbeit 


Grobe Schollenarbeit ſchlechte Dungverteilung 


So wie man ſich früher den Garten pflügen oder 
graben ließ, ſobald die eigene Zeit nicht reichte, 
oder ſie beſſer zu anderen Arbeiten verwendet 
wurde, ſo kann man ſich dort die Fräſe mieten 
für Stunden oder ſelbſt kleinere Zeiten. Eine 


1000 qm große Fläche koſtet dann etwa 5—6 M 
zu bearbeiten. 


Ausstellungshalle des Reichsverbandes der Wohnungsfürsorge- 
gesellschaften auf der Jahresschau Deutscher Arbeit in Dresden. 
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